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Landtag 24.04.23
20. Wahlperiode

Jahresbericht des staatlichen Petitionsausschusses

Jahresbericht (iber die Arbeit des staatlichen Petitionsausschusses nach § 14 des
Gesetzes liber die Behandlung von Petitionen durch die Biirgerschaft

I. Bericht

Nach § 14 des Gesetzes tiiber die Behandlung von Petitionen durch die Bir-
gerschaft legt der jeweilige Petitionsausschuss der Burgerschaft (Landtag)
oder der Stadtbirgerschaft einen Jahresbericht vor. Der vorliegende Be-
richt umfasst den Zeitraum vom 8. Juni 2019 bis zum 1. Méarz 2023 und dif-
ferenziert nur im Hinblick auf die statistischen Daten. Die Petitionsaus-
schiisse haben wegen der inneren Zusammenhdénge ihrer Arbeit einen ein-
heitlichen Bericht beschlossen.

Die Biirgerschaft (Landtag) nimmt den Bericht des staatlichen Petitions-
ausschusses zur Kenntnis.

1. Allgemeines
1.1. Die Petitionsausschiisse

Sowohl im Petitionsausschuss (Land) wie auch im Petitionsausschuss
(Stadt) fungierten Claas Rohmeyer als Vorsitzender und Kevin Lenkeit
als stellvertretener Vorsitzender. Die weiteren Mitglieder im staatli-
chen Ausschuss waren Birgit Bergmann, Giinther FliBikowski, Mustafa
Oztiirk, Thomas Porschke, Anja Schiemann, Janina Strelow, Dr. Oguz-
han Yazic1 und Maja Tegeler. Die weiteren Mitglieder im stadtischen
Ausschuss waren Birgit Bergmann, Bettina Hornhues, Mustafa Oztiirk,
Thomas Porschke, Anja Schiemann, Ali Mehmet Seyerk, Dr. Oguzhan
Yazici und Maja Tegeler. Im Verlauf der Wahlperiode wurde Maja
Tegeler durch Olaf Zimmer ersetzt. Durch die Bildung der Gruppe
L.F.M. kam des Weiteren Heinrich Léhmann in beiden Ausschiissen
dazu. Der Abgeordnete Peter Beck, damals noch AfD-Fraktion, war
nur bis zur zweiten Sitzung des Petitionsausschusses Mitglied.

Der Ausschuss besteht neben den elf Mitgliedern dartiber hinaus aus
elf stellvertretenden Mitgliedern.

Die erste Sitzung in der 20. Wahlperiode fand am 30. August 2019 statt,
die letzte Sitzung am 21. April 2023.

Auch bei den fur die Petitionsausschiisse zustdandigen Mitarbeiter:in-
nen der Biirgerschaftskanzlei haben sich personelle Anderungen erge-
ben. Zunachst bestand das ,Team Petitionen" aus einem Aus-
schussreferenten, zwei Geschaftsstellenmitarbeiter:innen und zwei
Protokollkraften. Wegen der mannigfaltigen Aufgaben wurde das
Team 2021 durch die Einstellung eines Sachbearbeiters, der aus-
schlieBlich fiir den Petitionsbereich zustdndig ist, verstarkt. Inzwischen
arbeiten drei Geschaftsstellenmitarbeiter:innen, eine Referentin und
der besagte Sachbearbeiter daran, eine schnelle und sorgféltige Bear-
beitung jeder einzelnen Petition durch den Ausschuss zu gewadhrleis-
ten.
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1.2. Das Petitionsrecht

Das Petitionsrecht ist im Grundgesetz in Artikel 17 enthalten, hiernach
hat ,[J]edermann [hat] das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft
mit anderen schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zustandi-
gen Stellen und an die Volksvertretung zu wenden." Die Landesver-
fassung der Freien Hansestadt Bremen (in der Folge BremVerf) selbst
sieht kein eigenes Petitionsrecht vor, regelt allerdings in Artikel 105
Absatz 6 BremVerf die Bildung eines Petitionsausschusses. Diesem ob-
liegt die Behandlung der einzeln oder in Gemeinschaft an die Biirger-
schaft gerichteten Bitten, Anregungen und Beschwerden. Damit wird
ausdriicklich auf das verfassungsrechtliche Petitionsrecht verwiesen.
§ 1 Absatz 1 des Gesetzes iiber die Behandlung von Petitionen durch
die Biirgerschaft (im Folgenden BremPetG) beschreibt das Petitions-
recht einfachgesetzlich so: ,Jede Person hat das Recht, sich einzeln
oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten, Beschwerden,
Anregungen und Kritik (Petitionen) an die Biirgerschaft zu wenden.
Der barrierefreie Zugang zum Petitionsrecht im Sinne des Bremischen
Behindertengleichstellungsgesetzes und den dazu erlassenen Rechts-
verordnungen wird gewahrleistet.”

Das Petitionsrecht besteht neben dem férmlichen Rechtsschutz und
bietet ohne besondere Zulassigkeitsvoraussetzungen eine sehr nied-
rigschwellige Beschwerdemoglichkeit fiir Biirger:innen. AuBerdem
geht mit der Austiibung des Petitionsrechts keinerlei Kostenrisiko ein-
her. Jede Person, unabhangig vom Alter, der Staatsangehoérigkeit und
dem Wohnsitz, kann auf diesem Weg staatliches Handeln tiberpriifen
lassen und zugleich Anregungen und Vorschldage direkt an die Volks-
vertretung und die zustandigen Stellen richten. Die Petent:innen be-
kommen einen Einblick in die Rationalitdat administrativen Handelns
und in die demokratischen Kontrollmechanismen, damit kann jede
Petition auch zu mehr Verstandnis fur staatliches Handeln und zur de-
mokratischen Bildung beitragen. Und auch die Vertreter:innen der
einzelnen Senatsressorts bekommen ein Gefiihl fir die Auswirkungen
ihrer Entscheidungen.

Fur die Bremische Burgerschaft schafft jede Petition die Gelegenheit,
Einblick in die Praxis administrativen Handelns zu bekommen und die
etwaigen Schwierigkeiten, ihre Ursachen und Griinde auszuloten. Die
mannigfaltigen Anliegen der Menschen, die in Petitionen ihren Aus-
druck finden, sind ein ,soziales Frihwarnsystem”, das die Abgeord-
neten und Fraktionen in die Lage versetzt, auch vorbeugend MaBinah-
men anzuregen. Dementsprechend kann nach § 5 Absatz 8 BremPetG
die parlamentarische Priufung auch auf Sachverhalte ausgeweitet
werden, die bei der Behandlung der Petition bekannt werden, aber
nicht vom Anliegen der Petent:in umfasst sind. Dies wurde insbeson-
dere im Zusammenhang mit den Petitionen aus der Justizvollzugsan-
stalt Oslebshausen relevant.

In einem Enquetebericht des Deutschen Bundestages aus dem Jahr
1972 wird diese doppelte Funktion des parlamentarischen Petitions-
rechts — Mitwirkungsmoglichkeit der Birger:in und ,soziales Friih-
warnsystem” fur das Parlament — hervorgehoben. Es sei deshalb not-
wendig, dass sich das Parlament dieser Chancen bewusst ist und uber
die Einzeliberprufung der Petitionen hinaus durch ihre Auswertung
und Analyse sich der Moglichkeit zur Verbesserung des Verhaltnisses
von Birger:in und Staat bedient. Hierzu dienen die Jahresberichte des
Petitionsausschusses.



1.3. Das Petitionsverfahren

Petitionsberechtigt ist jede naturliche Person — ohne Einschrankungen
(§ 1 Absatz 1 BremPetG). Das jeweilige Anliegen kann sich nach Ab-
satz 2 auf ein Handeln oder Unterlassen des Senats, der Behorden des
Landes oder der Stadtgemeinde Bremen, der Korperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen des offentlichen Rechts unter Aufsicht des Landes
oder der Stadtgemeinde Bremen, privatrechtlich organisierter Unter-
nehmen oder sonstiger Trager 6ffentlicher Verwaltungen unter Mehr-
heitsbeteiligung des Landes oder der Stadtgemeinde Bremen, sofern
und soweit sie o6ffentliche Aufgaben wahrnehmen, beziehen. Nach § 2
Absatz 1 konnen Petitionen schriftlich oder zur Niederschrift bei der
Geschaftsstelle des Petitionsausschusses eingereicht werden, sie mus-
sen den:die Antragssteller:in erkennen lassen und unterzeichnet sein.
In der Praxis weit haufiger wird diese Schriftform nach Absatz 2 durch
die elektronische Form ersetzt und die Petitionen werden tiber das im
Internet zur Verfiigung gestellte Formular eingereicht. Seit der Ande-
rung des Petitionsgesetzes (dazu 2.) kann nach Absatz 3 eine Petition
auch per E-Mail eingereicht werden, sofern sie Name, vollstandige An-
schrift und E-Mail-Adresse des Absenders enthdlt.

Geht eine Petition tber die verschiedenen Wege bei der Birger-
schaftskanzlei ein, wird zunachst die Petitionsfahigkeit iberprift, das
heifit, die Einhaltung der Formvorschriften, die sachliche Zustandig-
keit und die Abwesenheit von Griinden, die gegen eine Priifung spre-
chen (§ 3 Absatz 1 BremPetG). Petitionen, die nicht in den Zustandig-
keitsbereich des Petitionsausschusses der Bremischen Biirgerschaft
fallen, werden nach § 3 Absatz 2 an die zustandigen Stellen weiterge-
leitet, wenn der:die Petent:in einwilligt.

Ein petitionsfahiges Anliegen wird als Petition angelegt und je nach
Zustandigkeit dem stadtischen oder staatlichen Petitionsausschuss zu-
geordnet. Je nach Ressortzustandigkeit wird ein:e Berichterstatter:in
aus dem Kreis der Angehorigen der Petitionsausschiisse bestimmt und
diesen zur Verfiigung gestellt. AuBerdem wird der:die Petent:in tiber
den Eingang der Petition informiert.

Nun wird die Petition dem zustdndigen Senatsressort mit der Bitte um
Stellungnahme innerhalb einer Frist von vier Wochen (§ 5 Absatz 5
BremPetG) tibermittelt. Nach Eingang der Stellungnahme wird diese
dem:r Petent:in zur mdéglichen Erwiderung innerhalb eines Monats zu-
gesandt und dem:r jeweiligen Berichterstatter:in und dem Petitions-
ausschuss zur Verfugung gestellt. Eine eventuelle Erwiderung wird
wiederrum dem Senatsressort zur eventuell erneuten/erganzenden
Stellungnahme tibermittelt. Sind die Ausfihrungen des Senatsressorts
nach Sichtung durch die Burgerschaftskanzlei und nach Auffassung
des Berichterstattenden nicht ausreichend, kann schriftlich eine ergan-
zende Stellungnahme eingefordert werden.

Wenn die Petition mit dem Wunsch nach Veroéffentlichung uber das
Petitionsportal der Bremischen Bilrgerschaft eingereicht wird, erfolgt
diese nach Prufung der Voraussetzungen des § 9 BremPetG. Sollten
die Voraussetzungen nicht vorliegen, werden Petitionen trotzdem
nach § 9 Absatz 8 BremPetG wie nicht 6ffentliche Petitionen behandelt
und der:die Petent:in entsprechend informiert. Petitionen, die im Peti-
tionsforum veroffentlicht werden, konnen innerhalb einer Frist von
sechs Wochen mitgezeichnet und diskutiert werden.

Nach § 10 Absatz 3 BremPetG werden 6ffentliche Petitionen in der Re-
gel offentlich beraten, wenn sie innerhalb der Mitzeichnungsirist von
mindestens 50 Personen unterstutzt wurden. Dies ist eine Neuerung,
die mit der Anderung des BremPetG einhergeht (dazu 2.). Der Aus-
schuss kann auch entscheiden, dass zu Petitionen, die das Quorum von
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50 Unterzeichner:innen nicht erreichen, 6ffentliche Beratungen statt-
finden, wenn sich ein o6ffentliches Interesse aus anderen Gesichts-
punkten ergibt. Zu den Beratungen der einzelnen Petitionen in den
Sitzungen der Petitionsausschiisse werden die jeweiligen Ressortver-
treter:innen, die Petent:innen und gegebenenfalls Vertreter:innen der
Ortsamter und Beirdte eingeladen. Allen wird die Gelegenheit gege-
ben, ihre Anliegen zu erortern.

Ist die Beratung einer Petition abgeschlossen, machen die Petitions-
ausschiisse dem Landtag beziehungsweise Stadtburgerschaft Be-
schlussvorschlage nach § 12 BremPetG. Sie konnen die Petition dem
Senat mit der Bitte um Abhilfe zuleiten (Absatz 1 Nummer 1), die Pe-
tition als erledigt erklaren (Absatz 1 Nummer 3) und die Petition dem
Senat, den Fraktionen, Deputationen oder Fachausschiissen zur
Kenntnis geben (Absatz 1 Nummer 4) — (auch hier haben sich Ande-
rungen ergeben, dazu 2.). Die Burgerschaft (Landtag) beziehungs-
weise die Stadtbiirgerschaft kénnen dann entsprechend den Be-
schlussvorschlagen beschlieBen, die Petition kann auch nach § 12 Ab-
satz 1 Nummer 2 an den jeweiligen Petitionsausschuss mit der Bitte um
erneute Uberpriifung zuriickiiberwiesen werden.

Wird eine Petition dem Senat mit der Bitte um Abhilfe zugeleitet, hat
dieser nach § 12 Absatz 2 BremPetG die Pflicht, innerhalb einer Frist
von vier Wochen zu berichten, was er aufgrund der tiberwiesenen Pe-
tition und in anderen gleichgelagerten Féllen veranlasst hat. Wenn der
Senat der Bitte um Abhilfe nicht nachkommt, muss der:die zustandige
Senator:in auf Ersuchen der Petitionsausschiisse in einer der Sitzungen
die Griinde miindlich darlegen.

Die Petent:innen werden vom Beschluss der Biirgerschaft tiber ihre Pe-
tition schriftlich benachrichtigt, damit ist das Petitionsverfahren abge-
schlossen.

Jenseits der formalisierten, regelmaBig stattfindenden Termine hat der
Petitionsausschuss diverse dariiber hinausgehende Formate in unter-
schiedlichen Auspragungen und Intensitdten durchgefihrt. Diesbe-
zlglich haben die Ausschiisse nach § 5 BremPetG weitreichende Infor-
mationsrechte. So wurden zu verschiedenen Petitionen Einzeltermine
mit den jeweiligen Senator:innen, Staatsrdt:innen und/oder entsand-
ten Referent:innen durchgefuhrt, wenn dies etwa eine besondere
Dringlichkeit oder Brisanz erforderte oder die Petitionen eine uiber die
reguldare Sitzung hinausgehende Befassung erforderten. Dies wurde
mehrfach erganzt durch informelle Hintergrundgesprache vom Aus-
schussvorsitzenden und jeweils zustandigen Berichterstatter:innen mit
den jeweils zustdandigen Senator:innen am Rande der Plenarwochen.
Auch wurden informelle Treffen mit Petent:innen in Fallen abgehal-
ten, in denen das Petitum dies erforderte, etwa bei Inobhutnahmen von
Kindern. In einem anderen Fall, den Grabungsarbeiten auf dem ehe-
maligen Graberfeld an der Reitbrake, lief sich der Ausschuss zweimal
in deren Verlauf die jeweiligen Zwischenstande und -erkenntnisse
von der federfiihrend zustandigen Landesarchaologin erlautern.

Wie bereits erwahnt, konnen die Petitionsausschiisse in Fallen, in de-
nen der Senat der Bitte um Abhilfe nicht nachkommt, in die Sitzungen
einladen, um die Grinde darzulegen. Eine Besonderheit hierbei ist,
dass in diesem Fall die zustandige Senatorin oder der zustandige Se-
nator in persona und nicht als Senatsressort zu verstehen ist. Daraus
folgt, dass fur die mundliche Darlegung im Gegensatz zu den Erorte-
rungen im Rahmen der reguldaren Sitzungen kein:e Referent:in ent-
sandt werden kann, sondern die zustandige Senatorin oder der zu-
standige Senator beziehungsweise die zustandige Vertretung im Amt
in die Sitzung zu entsenden ist.



Der Ausschuss sieht in diesem Instrument ein iiberaus probates und
angemessenes Mittel, weil somit ein abschlagiges Votum des Senats
nicht mit einer bloBen, unwidersprochenen Verkiindung beendet ist.
Vielmehr bietet die Einladung an das zustdndige Senatsressort die
Moglichkeit, die genaueren Beweggriinde fiir die Entscheidung erlau-
tert zu bekommen, diese zu diskutieren und in einen konstruktiven
Austausch hinsichtlich des weiteren Vorgehens im konkreten Fall
oder dhnlich gelagerten Féllen einzutreten.

1.4. Zusammenarbeit mit Beirdten und Ortsdamtern

Ein wichtiges Element bei der Entscheidungsfindung fiir die Abschlus-
sempfehlung einer Petition kommt der Zusammenarbeit mit Beirdten
und Ortsamtern zu. Der jeweilige Beirat berat und beschliefit gemal
§ 5 Absatz 1 des Ortsgesetzes iber Beirate und Ortsamter tiber die ort-
lichen Angelegenheiten von 6ffentlichem Interesse und kann auf Basis
dessen eine Expertise in ortlichen Angelegenheiten sowie den politi-
schen Willen der Ortspolitik beisteuern — gleiches gilt auf behordlicher
Ebene fir die Ortsamtsleiter:innen. Aus diesem Grund werden fiir alle
Petitionen mit Betroffenheit eines oder mehrerer Ortsamtsbereiche die
jeweiligen Ortsamtsleitungen und Beiratssprecher:innen in die regula-
ren Sitzungen und zu Ortsbesichtigungen eingeladen. Des Weiteren
lasst sich der Petitionsausschuss iiber die Birgerschaftskanzlei tber
bestehende Beiratsbeschliisse informieren oder bittet die Beirdte tiber
das jeweilige Ortsamt zu bestimmten Fragestellungen um Stellung-
nahme.

Anderung des Petitionsgesetzes

In der 10. Sitzung des Petitionsausschusses (Land) vom 3. Juli 2020 einigten
sich alle Fraktionen auf die Einsetzung einer Arbeitsgruppe zur Evaluation
des Petitionsgesetzes, um auf der Grundlage der Vorschlage der Biirger-
schaftskanzlei zur Optimierung des Petitionsverfahrens das Petitionsgesetz
zu evaluieren und gegebenenfalls Anderungen vorzubereiten.

Die erste Sitzung der Arbeitsgruppe fand am 25. September 2020 statt. Es
folgten insgesamt sechs Sitzungen, in denen das Petitionsrecht allgemein,
die Behandlung von Petitionen zur Bauleitplanung nach § 3 Absatz 3 Ziffer
1 BremPetG, die Einreichung von Petitionen per E-Mail, Petitionen zu be-
lastenden und beglnstigenden Verwaltungsakten nach § 3 Absatz 3 Ziffer
2 BremPetG, die Veroffentlichung von Petitionen und die Méglichkeit eines
Quorums, sowie kleinere redaktionelle Anderungen des Petitionsgesetzes
thematisiert wurden. Dartiber hinaus wurden datenschutzrechtliche Impli-
kationen des Petitionsverfahrens behandelt. Zur Behandlung von Petitio-
nen nach § 3 Absatz 3 Ziffer 1 BremPetG (Petitionen, die ein laufendes Bau-
planungsverfahren betreffen) waren die Fraktionen der CDU und der FDP
fiir eine Riickgdngigmachung der letzten Anderung des Petitionsgesetzes
aus dem Jahr 2016 (Brem.GBIl. 2009, 473). Die Regelung sei nicht petent:in-
nenfreundlich, da die Befassung der Deputation fur Mobilitat, Bau und
Stadtentwicklung lange dauern konne und dem Petitionsausschuss nach
der Befassung nur noch ein sehr kurzes Zeitfenster bliebe, die Anliegen der
Petition zu erortern, bis der Bauleitplan in der Burgerschaft beschlossen
wirde. Sie forderten die Moglichkeit einer parallelen Behandlung als Stel-
lungnahme im Bauplanungsverfahren und als Petition im Ausschuss. Auch
die Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und
Wohnungsbau hat hierzu eine Stellungnahme abgegeben.

Im Ergebnis einigte sich die Arbeitsgruppe fraktionsubergreifend darauf,
dass es kunftig, zusatzlich zu den bestehenden Formen der Petitionseinrei-
chung, moglich sein solle, eine Petition per E-Mail einzureichen. Dadurch
wurde ein niedrigschwelliges Angebot geschatfen, das dennoch den Anfor-
derungen an Schriftlichkeit genuge. AuBlerdem wurde nach einem Vor-
schlag der Fraktionen der SPD, Bindnis 90/Die Griinen und DIE LINKE die

_5_



Moglichkeit von Biirgersprechstunden in der Justizvollzugsanstalt nun-
mehr ausdriicklich geregelt.

Die Arbeitsgruppe sprach sich ferner fiir die Einfithrung eines Quorums
aus, wie es in allen anderen Landtagen und im Bundestag Voraussetzung
fir die Behandlung in o6ffentlicher Sitzung sei. Trotzdem solle die Anzahl
der erforderlichen Mitzeichnungen mit 50 bewusst klein gehalten werden
und der Ausschuss solle sich die Mdéglichkeit erhalten, auch Petitionen un-
terhalb dieser Schwelle in 6ffentlicher Sitzung zu beraten.

Dariiber hinaus wurden kleinere Anderungen beschlossen, die die Strei-
chung uberflissiger Regelungen beinhalten, dies fithrte zur Streichung ei-
niger Erledigungsformen in § 12 BremPetG (alte Fassung), die praktisch
keine Relevanz hatten. Keine Einigung konnte in Bezug auf Anpassungen
des § 3 Absatz 3 Ziffern 1 und 2 BremPetG erzielt werden.

Die Anderungen wurden in Folge der 6. Sitzung im Umlaufverfahren durch
die Arbeitsgruppe einstimmig beschlossen, der Biirgerschaft (Landtag)
ubermittelt und in dessen 38. Sitzung vom 6./7. Juli 2022 beschlossen. Das
Gesetz ist am 26. Juli 2022 in Kraft getreten.

Birger:innenkontakte

Auch in der 20. Wahlperiode der Bremischen Burgerschaft wurden regel-
mabBig in unterschiedlichen Stadt- und Ortsteilen Bremens Sprechstunden
fir Burger:innen durchgefiihrt. Im Rahmen dieser Sprechstunden haben
Birger:innen ortsnah die Mdoglichkeit, ihre Anliegen unmittelbar mit ein-
zelnen Abgeordneten zu erortern. Dabei werden Hilfsmoglichkeiten aufge-
zeigt und Petitionen teilweise direkt vor Ort verfasst und vom Personal der
Biurgerschaftskanzlei direkt transkribiert. Diese Veranstaltungen werden
vonseiten der Pressestelle der Biirgerschaftskanzlei jeweils im Vorfeld so-
wohl auf den Social-Media-Kanédlen und der Website der Bremischen Biir-
gerschaft wie auch in den regionalen Printmedien angekiindigt, um eine
moglichst groBe Vielfalt in der Bevolkerung anzusprechen und einzuladen.

Insgesamt wurden im Zeitraum von November 2019 bis zum Februar 2023
zwolf Sprechstunden an verschiedenen Standorten durchgefiihrt. Erwah-
nenswert ist in diesem Zusammenhang die Tatsache, dass im Zuge der
Coronapandemie lediglich ein avisierter Termin im April 2020 abgesagt
werden musste und alle anderen Sprechstunden unter Beachtung der je-
weils giltigen HygienemaBnahmen durchgefiihrt werden konnten.

Neben den Terminen in den Stadt- und Ortsteilen wurden auch zwei
Sprechstunden in der Justizvollzugsanstalt Bremen durchgefiihrt, die mit
23 Eingaben auBerordentlich gut nachgefragt waren. Da sich auf Grund-
lage der individuellen Petitionen auf einer tibergeordneten Ebene tiber-
greifende Thematiken herauskristallisierten, wurden der Staatsrat der Se-
natorin fir Justiz und Verfassung sowie die Leiterin der zustandigen Abtei-
lung 4 der Senatorin fiir Justiz und Verfassung zu einer Sondersitzung in
nicht 6ffentlicher Behandlung in den Ausschuss eingeladen, um die Einzel-
falle zu erortern, ibergeordnete Aspekte anzusprechen sowie Handlungs-
empfehlungen zu formulieren.

Ein Novum waren die beiden in dieser Wahlperiode zusatzlich durchge-
fuhrten telefonischen Sprechstunden fur Blrger:innen. Die Erfahrung zeigt,
dass dieses Format insbesondere fir lebensaltere Mitblirger:innen mit ge-
ringer IT-Affinitat oder Personen mit einer eingeschrankten Mobilitat eine
sinnvolle Erganzung zu den Prasenzveranstaltungen darstellen kann.

Ein weiterer Zusammenhang, in dem die Mitglieder des Petitionsausschus-
ses und die Burger:innen miteinander in Kontakt treten konnen, sind die
Ortsbesichtigungen zu einzelnen Petitionen, wovon in der 20. Wahlperiode
18 Termine durchgefihrt wurden. Hierbei ist neben dem personlichen Ein-
druck der Verhaltnisse vor Ort besonders wichtig, die Beteiligten zusam-
menzufiuhren, zwischen ihnen zu vermitteln und Loésungsvorschlage zu
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entwickeln. In der Regel wurden fiir die Termine circa finf bis acht Petiti-
onen gesammelt und von der Biirgerschaftskanzlei eine Route zum Abfah-
ren der Ortlichkeiten entwickelt und unter Beachtung der Vorgaben des
Tariftreue- und Vergabegesetzes jeweils ein Busunternehmen beauftragt,
welches die Ausschussmitglieder und das Personal der Burgerschaftskanz-
lei zu den einzelnen Orten fuhr. Des Weiteren wurden einige Ortsbesichti-
gungen als Einzeltermine bei eigener Anfahrt der Beteiligten durchgefiihrt.
Neben den anwesenden Ausschussmitgliedern wurden die Petent:innen,
die Referent:innen des jeweils betroffenen Fachressorts und die 6rtlich zu-
standigen Ortsamtleitungen und Beirdte eingeladen. Zudem waren héaufig
Anwohner:innen beziehungsweise anderweitig betroffene Biirger:innen
sowie Vertreter:innen der Presse anwesend. Neben dem Kontakt vor Ort
spielen Ortsbesichtigungen eine grofe Rolle bei der Entscheidungsfindung
des Ausschusses im Zusammenspiel mit den Stellungnahmen der Fachres-
sorts, den Erwiderungen der Petent:innen sowie den Anhérungen in 6ffent-
licher Sitzung im Falle 6ffentlicher Petitionen.

Die offentlichen Sitzungen, welche turnusgemdal monatlich jeweils auf
staatlicher und stadtischer Ebene abgehalten werden, bilden einen weite-
ren entscheidenden Baustein in Bezug auf die direkten Kontakte der Aus-
schussmitglieder mit den Biirger:innen. Auch hier ergehen Einladungen an
die Petent:innen, das jeweilige Senatsresort und bei Betroffenheit an das
ortlich zustdndige Ortsamt. Zudem stehen die Sitzungen der Offentlichkeit
und der Presse offen. Mit Novellierung des Gesetzes tiber die Behandlung
von Petitionen durch die Biirgerschaft aus dem Juli 2022 wurde ein Quorum
von 50 Mitzeichnungen fir die Behandlung o6ffentlicher Petitionen in 6f-
fentlicher Sitzung implementiert. Gleichwohl steht es den Ausschussmit-
gliedern frei, bei entsprechender Relevanz abweichend bei geringer Mit-
zeichnung eine Behandlung in 6ffentlicher Sitzung zu beschlieBen. In der
20. Wahlperiode der Bremischen Biirgerschaft wurden 39 Sitzungen des
staatlichen und 38 Sitzungen des stadtischen Petitionsausschusses abgehal-
ten. Diese bilden gleichsam das Herzstiick der Arbeit des Petitionsaus-
schusses.

Offentlichkeitsarbeit

Neben der Novellierung des Petitionsgesetzes und den direkten Kontakten
mit den Biirger:innen bildete die Offentlichkeitsarbeit des Petitionsaus-
schusses ein weiteres Kernanliegen, welches die Arbeit wahrend der
20. Wahlperiode pragte. Dem zugrunde lag die Intention, das Petitionswe-
sen als solches bekannter zu machen und weitere Bevolkerungskreise dazu
zu ermuntern, von der Moglichkeit einer Petition Gebrauch zu machen. Au-
Berdem wurde die Notwendigkeit gesehen die parlamentarischen Petiti-
onsausschusse neben den privaten Petitionsplattformen sichtbarer zu
machen (siehe dazu 7.)

Dazu wurde zundchst von der Mediengestalterin der Burgerschaftskanzlei
ein ansprechendes Corporate Design fur den Petitionsausschuss entworfen.
Dieses bildet die ubergeordnete grafische Klammer aller Medien, mit de-
nen der Ausschuss in AuBlenwirkung tritt. Dies betrifft gleichermalen die
Ankundigungen fur Veranstaltungen, die ,Rollup*“-Aufsteller fur die Sit-
zungen, Sprechstunden und sonstigen Veranstaltungen sowie den Flyer
und die Give-aways (Visitenkarten, Kugelschreiber, Brillenputzticher) des
Petitionsausschusses. Der Flyer wurde im Zuge personeller Veranderungen
im Ausschuss aktualisiert und fortwahrend in den Aufstellern der Bremi-
schen Burgerschaft vorgehalten.

Eine groBe Bedeutung fiir die Offentlichkeitsarbeit kommt dem Imagefilm
zu, den der Ausschuss in der 20. Wahlperiode produzierte. In diesem wird
in verstandlicher Sprache anhand eines lebenspraktischen Beispiels (Ein-
gabe wegen der Vermullung einer Stelle in einem Grinzug wegen geringer
Entsorgungskapazitaten) das gesamte Petitionsverfahren vom Entschluss



der fiktiven Petentin, eine Petition einzureichen, bis zum Abschuss des Ver-
fahrens unter Beteiligung der originalen Ausschussmitglieder einfach
nachvollziehbar dargestellt. Der Film wurde im Rahmen einer Pressekon-
ferenz der Offentlichkeit vorgestellt und ist sowohl auf der Website der Bre-
mischen Burgerschaft als auch auf einem o6ffentlichen Videoportal abrufbar.
Des Weiteren wurde der Film im Rahmen der Tagung der Vorsitzenden und
stellvertretenden Vorsitzenden der Petitionsausschiisse des Bundes und der
Lander in Wiesbaden vorgestellt, wo er auf groBes Interesse vonseiten der
anwesenden Parlamentarier:innen des Bundes und der Lander traf.

Der Ausschuss nutzte verschiedene Veranstaltungen wie den jahrlich statt-
findenden Tag des offenen Denkmals oder den ,Marktplatz" in der Bir-
gerschaft am Tag der Demokratie des Landesinstitut fir Schule (LIS), um
sich mit einem Infostand zu prasentieren und mit interessierten Biirger:in-
nen ins Gesprach zu kommen.

Zusammenarbeit

Ein wichtiger Aspekt im Selbstverstandnis der Petitionsausschiisse der Bre-
mischen Burgerschaft ist die Zusammenarbeit mit weiteren mit dem Petiti-
onswesen befasste Instanzen, und dies von der lokalen Ebene bis zur
Bundessphare. Im Bundesland Bremen ist der Petitionsausschuss (Land) fir
Petitionen auf Landesebene und der Petitionsausschuss (Stadt) fiir Petitio-
nen auf der kommunalen Ebene Bremens zustandig. Unabhdangig davon
besteht bei der Stadtverordnetenversammlung der Seestadt Bremerhaven
der Ausschuss fir Verfassung, Geschéaftsordnung, Petitionsangelegenhei-
ten und Birgerbeteiligung, welcher in eigener Zustandigkeit Petitionen auf
kommunaler Ebene Bremerhavens behandelt. Vor dem Hintergrund der
rdumlichen Néhe, inhaltlicher Uberschneidungen beziehungsweise Analo-
gien und Verweisungen aufgrund der Zustandigkeit von Bremen nach Bre-
merhaven und vice versa wurde erstmalig eine gemeinsame Arbeitstagung
im Fischereihafen Bremerhaven durchgefiihrt. Dabei wurden neben einem
Austausch tiber die Arbeitsweisen der jeweiligen Ausschiisse die Novellie-
rungen des Bremischen Petitionsgesetzes und des Petitionsortsgesetzes
Bremerhaven diskutiert.

Auf tberregionaler Ebene fanden ein Besuch der bremischen Ausschiisse
beim Petitionsausschuss des Niedersachsischen Landtags in Hannover und
ein Gegenbesuch in Bremen statt. Neben einem allgemeinen Erfahrungs-
austausch war beim erstgenannten Termin das pragende Junktim ein in
beiden Bundesldandern verfolgtes Petitum zur Ferienregelung, wobei sich
die Bremer Petition explizit auf die Niedersachsische Petition bezog. Da die
Ferienregelungen der beiden Bundesldnder aufeinander abgestimmt sind,
war im vorliegenden Fall der analogen Petitionen auch ein Abstimmen der
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Petitionsausschtuisse Niedersachsens und Bremens sinnvoll. Beim Gegenbe-
such wurde der Petitionsausschuss des Niedersachsischen Landtages so-
dann zu einer reguldren Sitzung der Bremischen Ausschiisse eingeladen.
Dieser erstmalige Austausch, sowohl mit Bremerhaven als auch mit Nieder-
sachsen soll in den nachsten Wahlperioden fortgefiihrt werden.

Des Weiteren fielen in die 20. Wahlperiode zwei Termine zur Zusammen-
arbeit auf Bundesebene, die Tagungen der Vorsitzenden und stellvertre-
tenden Vorsitzenden der Petitionsausschiisse des Bundes und der Lander
im Jahr 2020 in Dresden und im Jahr 2022 in Wiesbaden. Diese dienen auf
einer allgemeinen Ebene dem Austausch und der Abstimmung der einzel-
nen Arbeitsweisen der Petitionsausschiisse des Bundes und der Lander so-
wie der dahinterstehenden Verwaltungseinheiten. Zudem werden im Kon-
kreten aktuelle Entwicklungen und Erfordernisse im Zusammenhang mit
einer zeitgemaBen Umsetzung des Petitionswesens diskutiert. So waren auf
beiden Veranstaltungen Kernanliegen der Umgang mit privaten Petitions-
plattformen, Studien tber die soziokulturelle beziehungsweise demografi-
sche Zusammensetzung von Petent:innen und die Bedeutung von On-
linepetitionen als Partizipationsform.

Zudem wurde auf der Tagung in Wiesbaden die Entwicklung und Imple-
mentierung eines gemeinsamen Petitionsportals des Bundes und der Léan-
der beschlossen. Es wird voraussichtlich am 17. April 2023 freigeschaltet
und bietet Biirger:innen die Méglichkeit iiber ein Portal einen Uberblick
uber die einzelnen Petitionsausschiisse zu bekommen und tber Links auf
die entsprechenden Seiten geleitet zu werden.

Die nachste Tagung der Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden
der Petitionsausschiisse des Bundes und der Lander im Jahr 2024 wird in
Bremen stattfinden.

Corona

Die Coronapandemie traf die Petitionsausschiisse, wie auch die anderen
Ausschiisse, relativ unvorbereitet und hat die gesamte Blirgerschaft, deren
Sitzungen in der Regel 6ffentlich und in Prasenz stattfinden (§ 79 Absatz 1
Geschaftsordnung der Bremischen Biirgerschaft) vor eine groe Herausfor-
derung gestellt. Dabei macht der besondere Bilrger:innenkontakt die Ar-
beit der Petitionsausschiisse gerade aus. Dieser Kontakt sowie die Sitzun-
gen mussten sodann in den digitalen Raum verschoben werden und per
Videokonferenz mit einer hohen Anzahl von Teilnehmenden durchgefiihrt
werden. Burger:innensprechstunden wurden zunachst verschoben, dann
jedoch unter den jeweils geltenden Coronaregelungen abgehalten, da
nicht alle Biurger:innen uber die Moglichkeit verfiigen an Videokonferen-
zen teilzunehmen. Auch die Ortsbesichtigungstermine wurden unter er-
schwerten Bedingungen durchgefiihrt. So sollte beispielsweise in der Pe-
tition L 19/270 Brandschutz Deponie Grauer Wall erstmalig am 18. Dezem-
ber 2020 eine Ortsbesichtigung durchgefihrt werden, dieser Termin wurde
auf den 15. Januar 2021 verschoben und die Besichtigung ist unter Beteili-
gung der Mindestanzahl von Personen (Vorsitzender, Berichterstatter, der
Abgeordneten Brunjes und der Ausschussreferentin) durchgefihrt worden.
Normalerweise besichtigt der komplette Ausschuss, aulerdem sind Vertre-
ter:innen der Ressorts, der Ortsamter und Beirate, die Petent:innen selbst
und eine Protokollantin anwesend.

Im Verlauf der Pandemie gab es auBBerdem eine Vielzahl von Petitionen mit
Coronabezug mit Betroffenheit der unterschiedlichen Senatsressorts. Als
originar zustandiges Ressort betrafen etliche Petitionen den Zustandig-
keitsbereich der Senatorin fiir Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz.
Diese betrafen etwa Themen wie Coronatests, Impfzentren, Impfstoffe, die
Barrierefreiheit von Schnelltestzentren, die MaBnahmen zur Eindammung
des Coronavirus, die Verpflichtung zum Tragen von Schutzmasken, Rest-
riktionen durch die jeweiligen Verordnungen, die 3G- beziehungsweise
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2G-Regelungen und die Isolationspflicht. Hierbei gab es haufig Uber-
schneidungen mit dem Innenressort, welches fiir die Uberwachung und
den Vollzug der jeweiligen Bestimmungen zusténdig ist. Eine Uberschnei-
dung Bestand hier in der Zustandigkeit mit der Senatorin fiir Klimaschutz,
Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau im Hinblick auf
die Maskenpflicht im Offentlichen Personennahverkehr (OPNV). Dariiber
hinaus betrafen mehrere Petitionen den Zustandigkeitsbereich der Senato-
rin fir Kinder und Bildung, etwa hinsichtlich der Zulassung von Geschwis-
tern bei der Einschulung, zu MaBnahmen zum Schutz des padagogischen
Personals, der Thematik der SchulschlieBungen beziehungsweise des Pra-
senz- versus Distanzunterrichts und zur Benotung der Abiturprifungen vor
dem Hintergrund der Erschwernisse im Zuge der Pandemie. Charakteris-
tisch war bei diversen Petitionen mit Coronabezug zudem die Tatsache,
dass dazu Eingaben sowohl mit Pro- als auch mit Kontraausrichtung einge-
reicht wurden. Aufgrund der hohen Dynamik des Pandemiegeschehens
stand der Ausschuss zuweilen vor der Herausforderung, dass sich die Ge-
gebenheiten zum Zeitpunkt der Entscheidungsfindung bereits anders dar-
stellten als zum Zeitpunkt der Einreichung der Petition beziehungsweise
der Erstellung der senatorischen Stellungnahme. Insgesamt stellte die
Coronapandemie wie die Gesellschaft insgesamt auch den Petitionsaus-
schuss der Bremischen Biirgerschaft vor eine neuartige, ungekannte Situa-
tion, die zuweilen nichts Anderes als inkrementelle Verfahrensschritte zu-
lieB.

Der Umgang privater Petitionsplattformen mit persénlichen Daten

Immer wieder ist es in der Wahlperiode dazu gekommen, dass Petitionen,
die auf der Petitionsplattform der Bremischen Birgerschaft zur Mitzeich-
nung verodffentlicht wurden, von der openPetition gGmbH (openPetition),
teilweise mit Klarnamen der Petent:innen und ohne deren Zustimmung, auf
der eigenen Homepage ,gespiegelt” wurden. openPetition ist aus einer eh-
renamtlichen Initiative von Jorg Mitzlaff entstanden und seit April 2010 on-
line. Im Juli 2012 wurde die openPetition gemeinnutzige GmbH von den
Gesellschaftern Jorg Mitzlaff und Campact e. V. gegrundet. Sie ist als ge-
meinniitzige GmbH im Handelsregister des Amtsgerichts Berlin-Charlot-
tenburg eingetragen.

Die Praxis des ,Spiegelns” von Petitionen auf der eigenen Homepage ohne
Einwilligung der Petent:innen ist aus datenschutzrechtlichen Gesichts-
punkten sehr problematisch, weswegen die Ausschusse einen Fall zum An-
lass genommen haben, die Einschatzung der behordlichen Datenschutzbe-
auftragten einzuholen. Sie ist zu dem Ergebnis gekommen, dass es sich um
eine rechtwidrige Praxis handelt, weil personenbezogene Daten ohne
Rechtsgrundlage, ohne berechtigtes Interesse und ohne Einwilligung der
Betroffenen verarbeitet werden. Da die openPetition ihren Sitz in Berlin hat,
ist die dortige Datenschutzbeauftragte fur den Fall zustandig. Darauthin
entschieden die Petitionsausschiisse Anfang Dezember 2020 den Fall der
Berliner Datenschutzbeauftragten zur Prufung und gegebenenfalls zur
Ahndung vorzulegen. Nach eingehender Prifung bestatigte das Untersu-
chungsergebnis im Juli 2021 die Einschatzung der behordlichen Daten-
schutzbeauftragten. Ausgehend von der Feststellung eines Verstoles wur-
de das Unternehmen auf die mangelnde Rechtsgrundlage fir die Datenver-
arbeitung hingewiesen und aufgefordert, die rechtswidrige Praxis zu un-
terlassen. Der datenschutzrechtliche Versto wurde allerdings nur in der
Veroffentlichung der Petitionen samt Klarnamen gesehen, die Veroffentli-
chung der Petitionen ohne Namen ist als unbedenklich eingestuft worden.
Die Stellungnahme der Berliner Beauftragten fur Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit ist in der Anlage beigefugt.

Trotz der Aufforderung, das sogenannte Spiegeln einzustellen, kam es in
der Folge immer wieder zu solcherart Verstoen gegen das Datenschutz-
recht. Wenn die Birgerschaftskanzlei auf einen Fall aufmerksam wird, wird
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der:die Petent:in informiert und auf seine:ihre rechtlichen Moglichkeiten
hingewiesen.

Aus Sicht der Petitionsausschiisse ist das Geschaftsmodell der privaten Pe-
titionsplattformanbieter insgesamt problematisch, da Daten gesammelt
werden, ohne dass ein formelles Petitionsverfahren eingeleitet wird. Dabei
wird suggeriert, dass die Eingaben bei openPetition ein Petitionsverfahren
in Gang setzen, was nicht der Fall ist. Einzig und allein die Daten der Pe-
tent:innen und der Unterzeichner:innen werden erfasst.

Im Zusammenhang mit einzelnen auf der Seite veroffentlichter Eingaben
wird von der openPetition entschieden, diese iiber das Onlineformular des
Petitionsausschusses der Bremischen Birgerschaft in eigenem Namen
(Jorg Mitzlaff) einzureichen. Hierzu willigen die eigentlichen Petent:innen
in den Nutzungsbedingungen bei openPetition ein, weswegen dies nach
§ 1 Absatz 5 BremPetG zuldssig ist. Auch die Stellungnahmen und die Be-
schliisse der Bremischen Blirgerschaft werden dann auf der Homepage von
openPetition veroffentlicht. Ob die eigentlichen Petent:iinnen informiert
werden, ist nicht klar. Handelt es sich um eine 6ffentliche Petition, muss
sich Herr Mitzlaff in der 6ffentlichen Sitzung wiederrum von den eigentli-
chen Petent:innen vertreten lassen, da die openPetition das Anliegen, die
Grinde fir die Eingabe und dessen Kontext nicht kennen. Eine Petentin,
die ihre eigene Eingabe bei openPetition dann nach circa zwei Jahren im
Ausschuss als Petition vertreten konnte, gab an, nicht gewusst zu haben,
dass die Eingabe bei openPetition kein richtiges Petitionsverfahren in Gang
setzte. Die Mdglichkeit, direkt Eingaben bei den einzelnen Landesparla-
menten zu machen, habe sie nicht gekannt, diese Variante hatte ihr viel
Zeit gespart.

Dieser Fall steht exemplarisch fiir die Problematik der privaten Petitions-
plattformen. Die Eingaben fiihren eben gerade nicht zur Befassung durch
die Parlamente und zur Stellungnahme der Regierungen. Es ist auBerdem
vollig intransparent, welche Kriterien openPetition heranzieht, um zu ent-
scheiden, welche Eingaben in eigenem Namen eingereicht werden. Umso
wichtiger ist die Offentlichkeitsarbeit der Petitionsausschiisse und die Frei-
schaltung der gemeinsamen Petitionsplattform der Lander und des Bundes,
um die ,richtigen” Petitionsplattformen deutlich sichtbar zu machen.

Zahlen

Insgesamt sind in der letzten Wahlperiode 1 023 Petitionen im stadtischen
und staatlichen Petitionsausschuss erfasst worden (Stichtag der Zahlung fir
diesen Bericht ist der 1. Marz 2023). Davon entfallen 414 Petitionen auf den
stadtischen und 609 Petitionen auf den staatlichen Ausschuss.

Anzahl Eingange
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Dies ist im Vergleich zu den vorherigen Wahlperioden ein Anstieg. In der
18. Wahlperiode sind insgesamt 685 und in der 19. Wahlperiode 729 Petiti-

onen eingegangen.
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Im staatlichen Petitionsausschuss sind in der 18. Wahlperiode 311, in der
19. Wahlperiode 296 und in der 20. Wahlperiode 609 Petitionen eingegan-
gen. Hier ist ein deutlicher Anstieg im Vergleich zur vorherigen Wahlperi-
ode zu verzeichnen.

Vergleich Land der letzten beiden WP’s
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Im stadtischen Petitionsausschuss sind in der 18. Wahlperiode 374, in der
19. Wahlperiode 433 und in der 20. Wahlperiode 414 Petitionen eingegan-

gen.
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8.1. Erledigt nach Abschlussart

Die Zahlen nach den jeweiligen Abschlussarten variieren deutlich. Im
staatlichen Petitionsausschuss wurde in den meisten Fallen (228) keine
Abhilfemoglichkeit nach § 12 Absatz 1 Nummer 5 BremPetG gesehen.
Dies kann viele verschiedene Griinde haben. Es kann beispielsweise
rechtlich schlichtweg unmoglich sein der Petition abzuhelfen, da das
Handeln der jeweiligen senatorischen Behorde gesetzmaBig war und
es keinen anderweitigen Ermessensspielraum gab. Gerade im Zusam-
menhang mit Petitionen, die ein Handeln der Justiz betreffen, gibt es
héufig keine Abhilfemdéglichkeit, weil aufgrund der Gewaltenteilung
die Judikative in ihren Entscheidungen unabhdangig ist. Hier lieBen
sich noch einige mehr Griinde aufzahlen.

150 Petitionen wurden nach § 12 Absatz 1 Nummer 5 BremPetG abge-
schlossen, weil sie sich erledigt haben. Beispielhaft seien hier die er-
freulichen Félle genannt, in denen dem Anliegen der Petent:innen im
Laufe des Petitionsverfahrens entsprochen wurde. AuBlerdem wurden
zahlreiche Petitionen mit Coronabezug auf diese Art abgeschlossen,
da sich schlichtweg die getroffenen Mafinahmen relativ schnell wieder
erledigt hatten.

Insgesamt 128 Petitionen fallen unter die Kategorie ,Sonstiges” und
Absehen von sachlicher Priiffung nach § 3 Absatz 3 Nummer 5 Brem-
PetG, die den Fraktionen, Gruppen und Einzelabgeordneten tibermit-
telt wurden, weil sie Gesetzesvorhaben betreffen. Darunter sind auch
Petitionen, die Bundesrecht betreffen, die tiberwiesen werden miss-
ten, bei denen allerdings keine Uberweisung an den Bundestag ge-
winscht ist. Finf Petitionen wurden mangels Zustandigkeit nach § 3
Absatz 2 BremPetG verwiesen. In drei Fallen wurden Petitionen nach
§ 12 Absatz 1 Nummer 1 BremPetG dem Senat mit der Bitte um Abhilfe
Ubermittelt.

Erledigt Total Land

Verweisung mangels Zustandigkeit (§ 3 Absatz 2 BremPetG) 5

Absehen von sachlicher Priufung (§¢§ 3 Absatz 1, Absatz 5, 3a BremPetG) |3

Bitte um Abhilfe (§ 12 Absatz 1 Nummer 1 BremPetG)

Erledigung (§ 12 Absatz 1 Nummer 5 BremPetG) 150
Keine Abhilfemoglichkeit (§ 12 Absatz 1 Nummer 5 BremPetG) 228
Kenntnisgabe an Senat, Fraktionen, Deputationen, et cetera (§ 12 Ab- 43
satz 1 Nummer 6 BremPetG)

Sonstiges (zum Beispiel keine Berechtigung; vom Berichterstatter iiber- 195

wiesen und keine Weiterleitung gewtinscht)
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Erledigt Total Land

53 3

|

5

m Verweisung mangels Zustandigkeit (§ 3 Abs. 2 PetG)
= Absehen von sachlicher Priifung (8§ 3 Abs. 1, Abs. 5, 3a PetG)
Bitte um Abhilfe (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 PetG)
Erledigung (§ 12 Abs. 1 Nr. 5 PetG)
m Keine Abhilfemdoglichkeit (§ 12 Abs. 1 Nr. 5 PetG)
= Kenntnisgabe an Senat, Fraktionen, Depu etc. (§ 12 Abs. 1 Nr. 6 PetG)
m Sonstiges (z.B. keine Berechtigung; vom BE liberwiesen und keine Weiterleitung

gewiinscht)

Im stadtischen Petitionsausschuss ist das Verhaltnis der Erledigungs-
arten zueinander ahnlich gelagert. In den meisten Fallen sah der Aus-
schuss keine Abhilfemoglichkeit (174). Insgesamt 120 Petitionen sind
als erledigt abgeschlossen worden. Hier wurden acht Petitionen dem
Senat mit der Bitte um Abhilfe ibermittelt.

Erledigt Total Stadt

Verweisung mangels Zustandigkeit (§ 3 Absatz 2 BremPetG) 6
Absehen von sachlicher Prifung (§§ 3 Absatz 1, Absatz 5, 3a BremPetG)

Bitte um Abhilfe (§ 12 Absatz 1 Nummer 1 BremPetG) 8
Erledigung (§ 12 Absatz 1 Nummer 5 BremPetG) 120
Keine Abhilfemoéglichkeit (§ 12 Absatz 1 Nummer 5 BremPetG) 174
Kenntnisgabe an Senat, Fraktionen, Deputationen, et cetera (§ 12 Absatz 1 Nummer 6 8
BremPetQG)

Sonstiges (zum Beispiel keine Berechtigung; vom Berichterstatter iiberwiesen und 10

keine Weiterleitung gewtinscht)
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Erledigt Total Stadt

-

= Verweisung mangels Zustandigkeit (§ 3 Abs. 2 PetG)

u Absehen von sachlicher Priifung (§§ 3 Abs. 1, Abs. 5, 3a PetG)
= Bitte um Abhilfe (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 PetG)
Erledigung (§ 12 Abs. 1 Nr. 5 PetG)
m Keine Abhilfemdglichkeit (§ 12 Abs. 1 Nr. 5 PetG)
= Kenntnisgabe an Senat, Fraktionen, Depu etc. (§ 12 Abs. 1 Nr. 6 PetG)

m Sonstiges (z.B. keine Berechtigung; vom BE tiberwiesen und keine Weiterleitung
sewiinacht)

8.2. Aufschlisselung nach Fachgebiet

Im Petitionsausschuss (Land) betrafen die meisten Petitionen den Be-
reich Justiz (79), dies mag auch an der hohen Anzahl von Petitionen
liegen, die im Zusammenhang mit den Burger:innensprechstunden in
der Justizvollzugsanstalt eingereicht wurden. 61 Petitionen wurden im
Beriech Gesundheit eingegeben und 54 Petitionen im Bereich Bildung.

Aufschliisselung nach Fachgebiet Land

Arbeit 4
Bildung 54
Bau(Wohnungsbau) 10
Tierschutz 3
Finanzen 30
Frauen 3
Gesundheit 61
Hafen 2
Inneres 49
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Aufschliisselung nach Fachgebiet Land

Justiz 79
Kinder 2
Kultur 9
Senatskanzlei 23
Sonstiges 61
Soziales/Jugend/Integration 24
Sport 1
Umwelt (Klimaschutz) 47
Verbraucherschutz 7
Verkehr (Mobilitét) 38
Wirtschaft/Europa 10
Wissenschaft 11
- 81

Aufschlisselung nach Fachgebiet Land
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Die meisten Petitionen im stdadtischen Petitionsausschuss betrafen in
der 20. Wahlperiode, wie schon davor, die Bereiche Bau, Umwelt und
Verkehr und wurden dementsprechend an die Senatorin fiir Klima-
schutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau
(SKUMS) mit der Bitte um Stellungnahme tibermittelt. Insgesamt 47 im
Bereich Bau, 85 im Bereich Klimaschutz und 99 im Bereich Verkehr. 43
Petitionen gingen an die Senatorin fiir Kinder und Bildung. 41 Petitio-
nen an den Senator fiir Inneres und 26 an die Senatorin fiir Gesundheit
Frauen und Verbraucherschutz, wobei lediglich der Bereich Gesund-
heit betroffen war.

Aufschlisselung nach Fachgebiet Stadt

Arbeit 3
Bildung 32
Bau(Wohnungsbau) 47
Tierschutz 0
Finanzen 6
Frauen 0
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Aufschlisselung nach Fachgebiet Stadt

Gesundheit 26
Hafen 3

Inneres 41
Justiz 0

Kinder 11
Kultur 8

Senatskanzlei 2

Sonstiges 4

Soziales/Jugend/Integration 32
Sport 3

Umwelt (Klimaschutz) 85
Verbraucherschutz 0

Verkehr (Mobilitdt) 99
Wirtschaft/Europa 11
Wissenschaft 1

- 1
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8.3. Offentliche Petitionen

Von den 609 staatlichen Petitionen wurden 148 Petitionen veroffent-
licht. Von den 414 stadtischen Petitionen 215.
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Eingdnge 6ffentliche Petitionen
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Im Vergleich zu den letzten beiden Wahlperioden ist die Anzahl o6f-
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9. Einzelne Petitionen

9.1.

9.2.

S 19/188
Bebauung eines Grundstiicks: Was lange wahrt, wird endlich gut?

Die Petenten begehrten, eine Baugenehmigung fir ihr im Zustandig-
keitsbereich des Bauamtes Bremen-Nord gelegenen Grundstiicks zu
erhalten. Die diesbezlglichen Bauvoranfragen der Petenten wurden
unter Verweis auf die Implikationen des dort geltenden Bebauungs-
plans abschlagig beschieden, da die vorgeschriebene ErschlieBung
des Grundstticks nicht gegeben und daher eine fiir eine Bewilligung
konstitutive Voraussetzung nicht gegeben sei. Vor diesem Hinter-
grund begehrten die Petenten, mit Hilfe des stadtischen Petitionsaus-
schusses den gewtinschten baurechtlichen Bescheid zu erhalten.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der Petenten
eine Stellungnahme der Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitét,
Stadtentwicklung und Wohnungsbau eingeholt. Unter Berticksichti-
gung dessen stellte sich das Ergebnis der parlamentarischen Beratung
zusammengefasst folgendermalen dar:

Vor dem Hintergrund der 2016 eingereichten Petition — die bereits ei-
nen jahrelangen Vorlauf hatte — strengte der stadtische Petitionsaus-
schuss verschiedene Verfahrensschritte an, um das Anliegen der Pe-
tenten voranzubringen. So wurden eine Ortsbesichtigung, eine Anh6-
rung und mehrere Gesprache mit den zustandigen Behordenvertreter:-
innen, einschlieBlich der Bausenatorin, initiiert und in Teilen mode-
riert. In einem schrittweisen Prozess wurden sodann die Voraussetzun-
gen fiur einen etwaigen Bauvorbescheid herausgearbeitet und deren
Bewdiltigung erortert. Die wesentlichen Komponenten waren dabei die
Aufschotterung der Planstrae und die Eintragung einer Baulast der
Petenten, um die benétigte GrundstiickserschlieBung herzustellen.
Nach dieser tiberaus langen Verfahrensdauer wurde mit einem positi-
ven Bauvorbescheid, durch den die Eintragung der Baulast fiir die
Uberwegung statuiert wird, die Grundlage fiir das von den Petenten
begehrte Baurecht gelegt. Vor diesem Hintergrund konnte der Aus-
schuss die Petition erfreulicherweise als erledigt erklaren.

S 19/407

Beschwerde tiber Luftverkehr: Dachabdeckung durch eine BELUGA
XL

Die Petenten beschwerten sich iiber die Gefahrdung ihres Hauses be-
ziehungsweise ihres Wohngebiets durch bei der Landung zu tief flie-
gende Flugzeuge. Konkret bezogen sie sich darauf, dass das Dach
ihres Hauses Anfang 2018 durch den Sog der Wirbelschleppe eines
landenden Flugzeugs erheblich beschadigt wurde. MaBnahmen zur
Verhinderung weiterer Vorféalle wiirden nicht getroffen. Auch gebe es
keinen Ansprechpartner, an den die Geschdadigten sich wenden kon-
nen und der die Schadensbeseitigung ohne vorherige Klarung der Ver-
ursacher in die Wege leiten wirde. Auf entsprechende Beschwerde-
schreiben habe der Burgermeister nicht reagiert.

Der stadtische Petitionsausschuss hatte zu dem Vorbringen der Peten-
ten Stellungnahmen des Senators fiir Wirtschaft, Arbeit und Héfen, in-
zwischen der Senatorin fur Wissenschaft und Hafen, eingeholt und die
Petenten hatten die Moglichkeit ihr Anliegen in einer 6ffentlichen Be-
ratung darzustellen. Unter Berticksichtigung dessen stellte sich das Er-
gebnis der parlamentarischen Beratung zusammengefasst folgender-
malen dar:

Anfang 2018 kam es im Bereich der Wohnung der Petenten, verursacht
durch die sogenannte Wirbelschleppe eines landenden Flugzeuges zu
gefahrlich umherfliegenden Dachziegeln und Dachschdden an den
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9.3.

Hausern. Glicklicherweise sind hierdurch ,nur Sachschaden” ent-
standen, angesichts der Gefahrlichkeit konnte der stadtische Petitions-
ausschuss die Angst vor schlimmeren Folgen allerdings sehr gut
nachvollziehen. Auf damit zusammenhangende Beschwerden wurde
erst sehr spat, nach Einreichung der Beschwerde als Petition und nur
unzureichend, reagiert. Alle Schdden mussten zunéachst von den Pe-
tenten selbst behoben werden. Dieses Umgehen mit den begriindeten
Sorgen der Petenten war, gerade vor dem Hintergrund der erwdahnten
Gefahrlichkeit, nicht nachvollziehbar. Das Beschwerdemanagement
vom Flughafen und den Behérden hatte in diesem Fall komplett ver-
sagt.

In den sodann verfassten Antwortschreiben wurde angekiindigt, es
solle ein Sachverstandigengutachten zur Bestimmung eines Wirbel-
schleppenschutzgebietes eingeholt werden, innerhalb dessen auch der
Schutz der Anwohner:innen vor entsprechenden Schaden und gege-
benenfalls AbhilfemaBnahmen gepriift werden sollten. Dieses war ur-
sprunglich fir das Frithjahr 2019 angekindigt.

Erst am 10. Marz 2021 wurde dem stdadtischen Petitionsausschuss das
Gutachten tibermittelt. Hiernach liegt das Grundstiick der Petenten in-
nerhalb des gutachterlich ermittelten Wirbelschlepperwartungsge-
biets fiir den Flugzeugtyp Beluga XL. Deswegen hat die Senatorin fir
Wissenschaft und Hafen angekiindigt, vorbehaltlich der Verfiigbarkeit
der dafur erforderlichen, noch einzuwerbenden Haushaltsmittel, frii-
hestens im Jahr 2022, die ,,Uberpriifung und Dokumentation von
Dacheindeckungen und deren Schadensanfalligkeit im Wirbelschlep-
perwartungsgebiet um den Verkehrsflughafen Bremen samt Hand-
lungsempfehlung und Kosteneinschatzung” in Auftrag zu geben.
Sobald die Erkenntnisse vorliegen, sollen — wiederum vorbehaltlich
der Verfiigbarkeit der erforderlichen Haushaltsmittel — (frithestens in
den Haushaltsjahren 2024/2025), MaBnahmen zur Dachsanierung aus-
geschrieben werden.

Konsterniert musste der stadtische Petitionsausschuss, auf eine alar-
mierte Nachfrage hinsichtlich der zeitlichen Dimensionen hin, feststel-
len, dass eine Beschleunigung der Ablaufe nur sehr begrenzt moglich
ist. Wenigstens wurden die finanziellen Verpflichtungen im Zusam-
menhang mit der Uberpriifung der Dacheindeckungen in die Planun-
gen fir den Haushalt 2022/2023 eingebracht. Erst auf der Grundlage
der Ergebnisse, konnen praventive MaBinahmen eingeleitet werden.
Leider ist das haushaltsrechtlich nicht anders moglich. Angesichts der
insgesamt langen Zeit seit dem Schadensereignis, bedauerte der stad-
tische Petitionsausschuss sehr, dass es nicht moglich war, eine schnel-
lere Abhilfe zu erwirken und insistiert, dass wenigstens der angekun-
digte Zeitrahmen unbedingt eingehalten werden muss.

Zumindest hat die Flughafen Bremen GmbH innerhalb des Flughafens
endlich eine standig erreichbare Kontaktstelle zur Koordination von
Wirbelschleppschaden eingerichtet. Damit auch die Schadensbehe-
bung in Zukunft zeitnah gewdahrleistet werden kann, empfahl der stad-
tische Petitionsausschuss dem Ressort und der Bremer Flughafen
GmbH dartiber hinaus einen entsprechenden Fonds vorzubehalten aus
dessen Mitteln verursachte Schaden schnell und unkompliziert beho-
ben werden konnen, damit es nicht mehr zu Situationen kommt, wie
sie die Petenten erleben mussten.

S 20/123

Beschwerde liber die Gesundheit Nord — Schadensersatz oder: Die Ge-
schichte eines verwelkten BlumenstraulB3es
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Der Mann der Petentin war 2016 im Klinikum Links der Weser verstor-
ben. Einige Kleidungsstiicke, darin ein Schliisselbund, sind abhanden-
gekommen und konnten deswegen der Petentin nicht ausgehandigt
werden. Sie begehrte seitdem die Erstattung der Kosten durch die Ge-
sundheit Nord (GeNo), die durch den Austausch ihres Schlosses ange-
fallen sind.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der Petentin
die Stellungnahme der Senatorin Gesundheit, Frauen und Verbrau-
cherschutz eingeholt.

Unter Berticksichtigung dessen stellte sich das Ergebnis der parlamen-
tarischen Beratung zusammengefasst folgendermalen dar:

Sowohl die Gesundheit Nord Klinikverbund Bremen GmbH als auch
die Feuerwehr Bremen haben den Anspruch der Petentin auf Scha-
densersatz mit der Begrindung abgewiesen, dass weder die Schuld
zugeordnet werden koénne noch schuldhaftes Verhalten nachweisbar
sei. Auch die Senatorin fiir Gesundheit, Frauen und Verbraucher-
schutz verwies in der erst nach neun Monaten eingegangenen Stel-
lungnahme auf den Klageweg. Trotz eines Vermittlungsversuches
durch die Senatorin, den der stadtische Petitionsausschuss ausdriick-
lich begrifit hat, verwies die Gesundheit Nord Klinikverbund Bremen
GmbH zur Vermeidung eines Prazedenzfalles auf die, aus ihrer Sicht,
klare Rechtslage.

Aus Sicht des stadtischen Petitionsausschusses war das Vorgehen sehr
ungliicklich. Nach einem Verlust, wie ihn die Petentin erlitten hatte,
war es verstdndlich, dass ein zeit- und nervenraubender Klageweg
nicht beschritten werden kann, trotzdem wurde sie wiederholt auf ei-
nen solchen verwiesen. Der Verlust des Schliissels wurde nicht bestrit-
ten, es wurde lediglich die ungeklarte Verantwortlichkeit angefihrt.
Das Entschuldigungsschreiben und der gesendete Blumenstrau3 der
Senatorin waren zwar, nach inzwischen finf Jahren, tberfallig, trotz-
dem ist dies jedenfalls eine schone Geste des Entgegenkommens ge-
wesen. Ungliicklicherweise wurden diese in Abwesenheit der Petentin
vor deren Wohnungstiir abgelegt, sodass sie — von einer Abwesenheit
zuriickkommend - einen vertrockneten BlumenstrauB vorfand wie
eine Manifestation dessen, dass in diesem Fall alles schiefgelaufen ist.

Der stadtische Petitionsausschuss sah im vorliegenden Fall leider keine
weitere Moglichkeit, dem Anliegen der Petentin zu entsprechen, er-
wartet aber von der Gesundheit Nord Klinikverbund Bremen GmbH
und der Senatorin in vergleichbaren Fallen in Zukunft eine schnellere
und sensiblere Bearbeitung sicherzustellen. Gegebenenfalls sollte
uber einen Fonds nachgedacht werden, aus dem Kompensationen ge-
leistet werden konnen.

S 20/130 (S 19/444) Hundefreilaufflache

Einrichtung einer Hundefreilaufflache in Walle oder: Lissy und Hope
auf der Suche nach leinenlosem Glick

Der Petent regte an, eine Hundefreilaufflache im Waller Park zu schaf-
fen, alternativ zumindest in bestimmten Zeitfenstern den Leinenzwang
im Park aufzuheben. Wegen des in Bremen geltenden Leinenzwangs
sei die Stadt verpflichtet, Hundehalter:innen wohnortnahe zu Ful und
ohne Verkehrsmittel zu erreichende Flachen zur Verfiigung zu stellen,
auf denen sie ihre Hunde frei laufen lassen konnen. Solche Flachen
seien fur die artgerechte Hundehaltung wichtig. Auch férderten sie die
Begegnung mit Artgenossen und anderen Hunden. In aller Regel hat-
ten die Hundehalter:innen ihre Hunde unter Kontrolle und verhielten
sich rucksichtsvoll gegentuiber anderen Parkbesuchenden. Durch ent-
sprechende Hinweisschilder kénne auf eine Einzaunung der Flache
verzichtet werden.
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Die veroffentlichte Petition S 20/130 wurde von 26 Personen durch eine
Mitzeichnung unterstiitzt.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des Petenten
Stellungnahmen der Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat,
Stadtentwicklung und Wohnungsbau eingeholt. Aulerdem hatte der
Petent die Mdoglichkeit, sein Anliegen im Rahmen der 6ffentlichen Be-
ratung sowie von zwei Ortsbesichtigungen miundlich zu erldutern. Un-
ter Berticksichtigung dessen stellte sich das Ergebnis der parlamenta-
rischen Beratung zusammengefasst folgendermaBen dar:

Die Diskussion um die Schaffung von Hundefreilaufflachen in Bremen
wurde mittlerweile seit rund zehn Jahren gefiithrt und hat den stadti-
schen Petitionsausschuss mehrfach beschaftigt. Auch die vorliegende
Petition wurde bereits im Frithjahr 2019 eingereicht. Es wurde uber di-
verse Flachen diskutiert, ein greifbares Ergebnis wurde dennoch bis
dahin nicht erzielt. Deshalb war nach Auffassung des Ausschusses eine
dringende Handlungsnotwendigkeit gegeben.

Deswegen begriiite der Ausschuss, die Bemithungen des Ressorts,
Hundefreilaufflachen auszuzeichnen. Allerdings waren die zu diesem
Zeitpunkt vom Ressort in Erwagung gezogenen Hundefreilaufflachen
an der AlmatastraBe oder am Waller Feldmarksee gerade fir dltere
Menschen nur schwer erreichbar. Zwar konnte eine Hundefreilauffla-
che in der AlmatastraBe die Situation im Waller Park etwas entzerren,
sie war aber nach Auffassung des Ausschusses keine Alternative zu
einer Hundefreilaufflache im Waller Park.

Der stadtische Petitionsausschuss konnte das Anliegen des Petenten
sehr gut nachvollziehen. Der Waller Park wurde von vielen, gerade
auch alteren Personen, mit ihren Hunden besucht.

Dem Ausschuss war zwar bekannt, dass es in Walle nicht viele Grin-
flachen gibt und dass diese der Erholung dienen, gleichwohl war er
davon iiberzeugt, dass im Waller Park eine mit dieser Nutzung vertrag-
liche Moglichkeit geschaffen werden konnte, Hunde ohne Leine lau-
fen zu lassen. Dies konnte durch Ausweisung einer bestimmten Flache
als Hundefreilaufflache erfolgen oder auch durch Hundefreilaufzeiten.
Sofern eine Umzdunung einer Flache erforderlich gewesen ware,
konnte der Beirat gegebenenfalls unterstiitzend téatig werden. Auch
dieser war nicht grundsatzlich gegen eine Hundefreilaufflache im Wal-
ler Park. Vor diesem Hintergrund regte der Ausschuss an, die Petition
dem Senat mit der Bitte um Abhilfe zuzuleiten und den Waller Park
auf die noch nicht endgtultige Liste mit den Vorschlagen fir Hunde-
freilaufflachen aufzunehmen.

Nach dieser Bitte um Abhilfe, wurde im Waller Park ein Bereich als
Hundefreilaufflache ausgewiesen und umzaunt, nicht nur die Hunde
der Petent:innen - Lissy und Hope — haben nun Platz um sich auszuto-
ben.

S 20/139
MaBnahmen gegen Fassadenschmierereien

Die Petent:innen wendeten sich gegen gesprayte Fassadenschmiere-
reien, die offentliche Gebaude, Privathauser, Verkehrsschilder et ce-
tera beschadigten. Sie missachteten aulerdem das Eigentumsrecht aus
Artikel 14 des Grundgesetzes, belasteten die Umwelt und kosteten die
Stadt und Private gleichermalBen viel Geld.

Viele europdische Stdadte hatten sich inzwischen erfolgreich gegen
Schmierereien durchgesetzt. Hier sei der politische Wille entstanden,
Schmierereien zu entfernen und die Verursacher:innen zur Verantwor-
tung zu ziehen. Dies wiinschten sich die Petent:innen auch von der
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Stadt Bremen. Sie fordern daher eine Biirgerschaftsdebatte zum The-
ma, mit einer deutlichen inhaltlichen Positionierung des Biirgermeis-
ters und der Fraktionen, die Wiedereinrichtung einer Polizeisonder-
kommission ,Fassadenschmierereien/Graffiti” sowie eine konsequen-
te strafrechtliche Verfolgung, die schrittweise Entfernung von Fassa-
denschmierereien an offentlichen Gebduden, Einrichtungen, Ver-
kehrsmitteln, Zeichen und Schildern und die Freigabe von geeigneten
Wandflachen fiir kiinstlerische Graffiti.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der Petent:-
innen eine Stellungnahme des Senators fiir Finanzen, des Senators fir
Inneres, der Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtent-
wicklung und Wohnungsbau und des Senators fiir Kultur eingeholt.
Dartiber hinaus hatten die Petent:innen die Moglichkeit, ihr Anliegen
im Rahmen der 6ffentlichen Beratungen miundlich zu erlautern.

Die o6ffentliche Petition wurde von 664 Mitzeichner:innen online unter-
stitzt. Drei weitere Unterstiitzer:innen formulierten entsprechende
E-Mails.

Unter Berticksichtigung dessen stellte sich das Ergebnis der parlamen-
tarischen Prifung zusammengefasst wie folgt dar:

Tater:innen des von den Petent:innen beschriebenen Farbvandalismus
sind in den meisten Fallen Jugendliche oder junge Erwachsene, die
sich ihren Bekanntheitsgrad in der Szene ,ersprithen”. Das unerlaubte
Besprithen von Gebdauden, Stromkasten oder dhnlichem wird als anzu-
strebender Nervenkitzel beschrieben. Die szenespezifischen Regeln
besagten dabei, dass sich Sprayer nicht gegenseitig verraten und Tags
anderer nicht tiberspriithen dirften.

Die Polizei Bremen verfolgt diese Straftaten konsequent, setzt dabei
aber auch auf Pravention. Der uniformierte und zivile Einsatzdienst der
Polizei Bremen ist im Rahmen seiner stdandigen Prasenz im Stadtgebiet
fir die Feststellung und Ermittlung der Tater:innen sensibilisiert,
hierzu existiert eine polizeiinterne Handlungsanweisung. Eine Ermitt-
lungsgruppe Graffiti ist 2016 als eigenstandige Einheit aufgeldst wor-
den, da es sich beim Farbvandalismus nicht um ein temporares Phano-
men handelte. Im Kontext der Schwerpunktsetzung in der Kriminali-
tatsbekampfung wurde daraufhin die Sachbearbeitung nach dem Tat-
beziehungsweise Wohnortprinzip in die regionalen Kriminalkommis-
sariate verlagert.

Bislang wurden Graffitis mit sexistischem und politischem Hinter-
grund entfernt, woftir im Jahr 2019 rund 8 250 Euro aufgewendet wur-
den. Fir solche auBerordentlichen Reinigungsleistungen stand Immo-
bilien Bremen AO6R dabei ein begrenzter Etat im Wirtschaftsplan zur
Verfiugung. Da es haufig vorkam, dass frisch gereinigte Flachen wie-
der beschmiert wurden, wurde die Entfernung auf sexistische und po-
litische Spruche beschrankt. Die Entfernung erfolgte auf Initiative der
Nutzer:innen der Gebaude. Fur private Gebdaude oder Immobilien in
der Verwaltung anderer o6ffentlicher Einrichtungen (Sondervermogen)
ist Immobilien Bremen nicht zustandig. Sie ist nicht allgemein fir ein
sauberes Erscheinungsbild Bremens verantwortlich. Auch standen ihr
nicht die Mittel zur Verfugung, um praventiv Immobilien vor Vanda-
lismus zu schitzen.

Die Bremer Stadtreinigung hatte zwar die Aufgabe der Entfernung von
Graffiti in ihrem Einrichtungsgesetz nicht explizit itbernommen, lief3
jedoch uber das Projekt sichere und saubere Stadt — als Teil der MaB3-
nahme - Graffitis entfernen. Hierfiir standen 20 000 Euro zur Verfu-
gung. Diese Mittel waren begrenzt auf die Verwendung fur die Ent-
fernung von Schmierereien auf offentlichen, touristisch relevanten Ge-
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bdauden und auf dem Inhalt nach rechtsradikale, sexistische oder ras-
sistische Botschaften. Das Amt fiir StraBen und Verkehr lie Schmiere-
reien solchen Inhalts von StraBenschildern entfernen. Das Projekt lief
allerdings Ende des Jahres aus. Fur eine Entfernung von illegalen
Farbschmierereien in groBerem Umfang, miissten mehr finanzielle
Mittel zur Verfliigung gestellt werden. Die Unterstiitzung Privater bei
der kostenintensiven Entfernung von Graffiti war nicht vorgesehen.

Im Rahmen der Kiinstler:innenférderung, der Férderung von Kunst im
offentlichen Raum und gelegentlich im Zusammenhang mit Ausstel-
lungsprojekten, wurde die sogenannte Urban Art wie jede andere
Kunstform gefordert. Legale Flachen wiirden in der Regel fir Spra-
yer:innen erst dann interessant, wenn sie sich in kiinstlerischer Hin-
sicht professionalisieren. Die Freigabe von Flachen zur kiinstlerischen
Gestaltung miusse im Einzelfall, abhédngig vom jeweiligen Kunstpro-
jekt, von verschiedenen Stellen gepriift werden. Eine pauschale Be-
reitstellung war vor diesem Hintergrund schwierig umzusetzen.

Der stadtische Petitionsausschuss teilt die Ansicht der Petent:innen,
dass Farbvandalismus, im Gegensatz zu Graffiti, keine Kunst ist, son-
dern Schmierereien an Wanden privater und offentlicher Gebaude
ohne Einwilligung der Eigentiimer:innen schlichtweqg eine strafrecht-
lich bewdhrte Sachbeschdadigung darstellt. Es muss deswegen deutlich
herausgestellt werden, dass unter diesen Schmierereien der Gesamt-
eindruck der Stadt massiv leidet, wovon auch die individuelle Wohn-
qualitat betroffen ist. Auch wurde begrifit, die Farbschmierereien
zeitnah und konsequent zu entfernen, um zu verdeutlichen, dass diese
Form der Sachbeschadigung nicht toleriert wird. Die Kosten sollten
konsequent den Tater:innen auferlegt werden. Der stadtische Petiti-
onsausschuss unterstiitzt auch die Forderung nach Flachen, die zur
kiinstlerischen Gestaltung durch Graffiti freigegeben werden. Legale
Graffiti stellen eine Bereicherung fir das Stadtbild dar und sollten des-
wegen gefordert werden. Auch sollten hierdurch Sprayer:innen ermu-
tigt werden, sich kunstlerisch zu professionalisieren.

Die Zusammenschau der ergriffenen MalBnahmen zeigt aus Sicht des
stadtischen Petitionsausschusses allerdings auf, dass bisher eher unko-
ordiniert und vereinzelt vorgegangen wurde. Um Farbvandalismus ef-
fektiv die Stirn zu bieten, bedarf es dabei einer Koordinierung der
MaBnahmen und vor allem miussen Schmierereien flachendeckend
entfernt werden, bei gleichzeitigem zur Verfugung stellen geeigneter
leerer Flachen zur freien Gestaltung. Es fehlt an einem ressortiiber-
greifenden Gesamtkonzept, das aus einem Gesamtbudget heraus fi-
nanziert wird. Auch Unterstutzungsmoglichkeiten fur Private bei der
Entfernung von Schmierereien sollten geprift werden. Nur so kann
der gemeinsame politische Wille, Farbvandalismus effektiv zu be-
kampfen, auch faktisch umgesetzt werden. Aus diesem Grund wurde
die Petition dem Senat mit der Bitte um Abhilfe zugeleitet und den
Fraktionen zur Kenntnis gegeben.

Nach dieser Bitte um Abhilfe an den Senat, wurde am 20. Januar 2023
der Staatsrat des Senators fur Inneres in den Ausschuss eingeladen,
um zu erortern, welche MaBnahmen ergriffen wurden.

Hierauf teilte der Staatsrat mit, der Druck, den der stadtische Petitions-
ausschuss ausgetubt habe, habe dazu gefuhrt, dass der Senat ein Kon-
zept zur Beseitigung von Fassadenschmierereien aufgelegt habe.
Dieses Konzept sei als Mitteilung des Senats an die Stadtbirgerschaft
ubermittelt worden. Es gebe nun zwar ein ressortiibergreifendes Kon-
zept, eine eigene Ermittlungsgruppe konne aber nicht eingesetzt wer-
den. Bei den Straftaten von Farbvandalismus gebe es trotzdem einen
kleinen Ruckgang. Bremen sei nicht die Graffitihauptstadt Deutsch-
lands, in Hamburg und Berlin gebe es aber niedrigere Fallzahlen und

—24 —



9.6.

deshalb habe man bei dem Konzept eine gewisse Ausgewogenheit be-
achtet.

Das Konzept bestehe aus 14 MalBnahmen, aber eigentlich sei es ein
Dreiklang. Dabei habe man sich etwas an Freiburg orientiert. Der erste
Punkt sei, dass viel konsequenter Anzeigen fiir Falle von Farbvanda-
lismus aufgenommen werden, um besser ermitteln zu kénnen. In der
Folge solle besser und zielgerichteter sanktioniert werden. Das Ziel sei
auch, erzieherische Mallnahmen mit dem Sozialressort vorzubereiten
nach dem Motto, wer Farbvandalismus betreibe, solle dies auch wieder
entfernen.

Der zweite groBe Block des Konzeptes beinhalte, dass man die Graffitis
schneller wieder verschwinden lassen wolle. Die o6ffentliche Hand
habe sich zum Beispiel selbstverpflichtet, die Graffitis sehr zeitnah zu
entfernen. Fir die Privaten solle ein Anreiz geschaffen werden, das zu
tun. Dafur wolle man, wie auch in Freiburg, ab 2024 einen Zuschuss
tir die Eigenbeteiligung zur Wohngebdudeversicherung anbieten. Da-
fir miuissten 100 000 Euro vorgesehen werden. Dartiber hinaus sei eine
Kooperation mit der Malerinnung und mit der Straffalligenhilfe Hop-
penbank e. V. vorgesehen, damit Graffitis schneller entfernt oder tiber-
gestrichen wiirden.

Der dritte Block sei, und da habe die Biirgerschaft verschiedene Zei-
chen ausgesendet: Es habe den Beschluss vom stadtischen Petitions-
ausschuss gegeben, der Senat moge ein Konzept gegen Graffiti auf-
stellen und wenige Monate spater habe die Biirgerschaft beschlossen,
Flachen fiir die kiinstlerische Entfaltung auszuweisen. Das habe man
in das Konzept mit aufgenommen. Dafiir seien zum Beispiel die Punkte
Projektforderung, Auftragsarbeiten und die Ausweisung von Flachen,
die mit dem Kulturressort zusammen bearbeitet wiirden, vorgesehen.

Des Weiteren sei der Biirgerschaft in der Mitteilung des Senats zu den
Haushaltsmitteln ein Hinweis gegeben worden, der wie folgt laute:
.Die Umsetzung des Konzeptes soll ab dem II. Quartal 2023 erfolgen,
da in der kalten Jahreszeit Malerarbeiten im Freien nur bedingt um-
zusetzen sind. Ferner sind fur viele Absichten noch weitere Abstim-
mungen in Vorbereitung zu erledigen und die Umsetzung der
MaBnahmen erfolgt ab dem II. Quartal in jeweiliger Ressortzustandig-
keit vorbehaltlich der Darstellbarkeit innerhalb der Eckwerte und Ori-
entierungswerte 2024/2025. Die notwendigen Haushaltsmittel stehen
fur 2023 nicht vollstandig zur Verfugung. Zum Teil sind fir die beab-
sichtigten Zwecke bereits Mittel in den Haushalts- und Wirtschaftspla-
nen veranschlagt beziehungsweise verbindlich eingeplant.” Es werde
versucht, diese Mittel, die als Bedarf errechnet wurden, im laufenden
Haushalt aufzubringen. Es bestehe aber keine Moglichkeit tiber , Son-
dertopfe” das Geld zu besorgen.

Die Stadtburgerschaft nahm das Senatskonzept gegen Farbvandalis-
mus in der Stadtgemeinde Bremen (Drucksache 20/833 S) am 17. Feb-
ruar 2023 zur Kenntnis.

S 20/220

Gegen strukturellen Rassismus bei Bremer Wohnungsbaugesellschaf-
ten

Die Petent:innen wendeten sich gegen strukturellen Rassismus bei
Bremer Wohnungsgesellschaften. Sie finden ein solches Verhalten in-
akzeptabel und forderten angesichts der Vorfalle bei der BREBAU ho-
here BuBigelder fir solche Firmen. Dieses sollte acht Prozent des Jah-
resumsatzes betragen. Die Ablehnung bei der Wohnungsvergabe ver-
stoBe gegen Grundrechte. Um derartiges Verhalten kiinftig auszu-
schlieBen, sollten Wohnungsunternehmen kiinftig ihre Dokumente be-
zuglich der Wohnungssuchenden veroffentlichen. AuBlerdem sollte
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eine neu zu grindende Behorde, die von den Wohnungsunternehmen
finanziert wird, jahrlich die Dokumente und Aktivitaten der Unterneh-
men prifen.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der Pe-
tent:innen Stellungnahmen des Senators fir Finanzen, der Senatorin
fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungs-
bau sowie der Landesbeauftragten fiir Datenschutz und Informations-
freiheit eingeholt. AuBerdem hatten die Petent:innen die Moglichkeit,
ihr Anliegen im Rahmen der 6ffentlichen Beratung der Petition miind-
lich zu erlautern. Unter Beriicksichtigung dessen stellte sich das Er-
gebnis der parlamentarischen Beratung zusammengefasst folgender-
malen dar:

Der stadtische Petitionsausschuss war sehr dankbar fiir die Petition, die
im Rahmen der Auseinandersetzung der Klasse B3 8 bis 10 der Ge-
samtschule Mitte mit dem Thema Demokratie verfasst wurde. Auch er
tritt dafur ein, dass Benachteiligung von Menschen wegen ihres Ge-
schlechts, ihrer Abstammung, ihrer Sprache, ihrer Heimat und Her-
kunft, ihres Glaubens, ihrer sozialen Stellung, sexuellen Identitat, ihrer
religiésen und politischen Anschauungen nicht passiert.

Sofort nachdem bekannt wurde, dass es Benachteiligungen bei der
Wohnungsvergabe gab, setzte der Aufsichtsrat der BREBAU einen
Sonderermittler ein, der die internen Vorgange untersuchte. Die Ge-
schaftsfihrung wurde vortiibergehend fiir die Zeitdauer der Untersu-
chung freigestellt. Die Staatsanwaltschaft leitete Ermittlungen gegen
einzelne Personen ein.

Die Landesbeauftragte fiir Datenschutz und Informationsfreiheit un-
tersuchte die Vorfdlle auf Verstde gegen datenschutzrechtliche Vor-
schriften. Sie stellte fest, dass das Unternehmen widerrechtlich mehr
als 9 500 Daten tliber Mietinteressent:innen verarbeitet und damit auf
besonders eklatante Weise das Grundrecht auf Datenschutz verletzt
habe. Dafiir wurde ein BuBigeld in Héhe von 1,9 Millionen Euro erho-
ben.

Der Forderung, fiir Datenschutzverst6Be ein Buigeld in Hohe von acht
Prozent des Jahresumsatzes vorzusehen, kann der stadtische Petitions-
ausschuss nicht abhelfen, da das Recht, bei DatenschutzverstoBen
BuBgelder zu verhdngen, in der europaischen Datenschutzgrundver-
ordnung geregelt ist. Europaweit betragt die maximale GeldbuBe bis
zu 20 Millionen Euro oder bis zu vier Prozent des gesamten weltweit
erzielten Jahresumsatzes des betreffenden Unternehmens. Die Geld-
bufBien in der Datenschutzgrundverordnung sind abschlieBend durch
europdisches Gesetz geregelt und konnen von den einzelnen EU-
Mitgliedslandern nicht durch nationales Recht erhéht werden.

Die Forderung, die Wohnungsbaugesellschaft solle kunftig ihre Doku-
mente bezulglich der Wohnungsuchenden veroffentlichen, kann der
Ausschuss nicht unterstiitzen. Diese Dokumente enthalten personen-
bezogene Daten der Wohnungsuchenden. Deshalb sind sie von der
Datenschutzgrundverordnung geschutzt und durfen nur mit der Ein-
willigung der Betroffenen veroffentlicht werden. Diese Einwilligung
musste jede eine Wohnung suchende Person erteilen. Ein solches Ver-
fahren erscheint dem Ausschuss praktisch nicht umsetzbar.

Die Biurgerschaft (Landtag) hat beschlossen, eine Landesantidiskrimi-
nierungsstelle einzurichten. Diese wird bei der Burgerschaft angesie-
delt und soll in absehbarer Zeit ihre Arbeit aufnehmen. Nach dem
Konzept fur den Aufbau der Landesantidiskriminierungsstelle ist eine
Vollzeitstelle fur die Beratung von Personen im Handlungsfeld ,Woh-
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nungsmarkt” vorgesehen. An diese Stelle kénnen sich dann alle Ein-
wohner:innen des Landes Bremen wenden. Sie erhalten dort eine kos-
tenlose Beratung.

Erganzend sei darauf hingewiesen, dass das Wohnungsunternehmen
verschiedene Maflnahmen gestartet hat, deren Ziel es ist, alle Prozesse
rund um die Vermietung und Verwaltung von Wohnraum fair, ohne
Diskriminierung und jederzeit nachvollziehbar zu gestalten. Das Aus-
wahlverfahren fiir die Wohnungsvermietung wurde geandert. So sol-
len die Nationalitat der Bewerber:innen und ihre aktuelle Adresse kei-
ne Rolle spielen. Vielmehr soll der Raumbedarf im Vordergrund ste-
hen. Das Auswahlverfahren soll durch einen Beirat, dem Vertreter:in-
nen verschiedener Verbande und Institutionen angehoren, begleitet
werden. Auch potenzielle und aktuelle Mieter:innen sollen dazu be-
fragt werden, wo sie Verbesserungsmoglichkeiten sehen.

Das Beschwerdemanagement soll neu aufgestellt und um eine externe
Ombudsperson erweitert werden. Mittlerweile werden fiir alle Mitar-
beitenden Diversity-Workshops angeboten.

Die Behandlung dieser Petition stellt eine der ,Sternstunden” in der
Arbeit des Petitionsausschusses dar, und zwar aufgrund des auBleror-
dentlichen Engagements der handelnden Schiiler:innen der betreffen-
den Gesamtschule. Diese hatten im Rahmen eines Projektes die Ein-
gabe der Petition erarbeitet und wurden zur 6ffentlichen Anhérung in
den Plenarsaal der Bremischen Biirgerschaft eingeladen. Die dort vor-
tragenden Schiiler:innen brachten gut vorbereitet ihre schliissigen Ar-
gumente vor, sodass es zu einem regen Austausch zwischen Petent:-
innen und Ausschuss kam. Wie sehr die Schiiler:innen mit dem struk-
turellen Rassismus ein virulentes Thema aufgegriffen haben, zeigt sich
nicht zuletzt an der Tatsache, dass das Demokratiezentrum Bremen im
Marz 2023 einen Fachtag zum Thema ,Institutioneller Rassismus —
Wirkungsweisen und Gegenstrategien in 6ffentlichen Verwaltungen”
veranstaltete. Zudem lasst sich erkennen, dass trotz des vordergriindig
ablehnend erscheinenden Beschlusses die Petition in qualitativer Hin-
sicht als erfolgreich angesehenen werden kann, weil diese eine inhalt-
liche Diskussion angestoBen hat und einige Verbesserungen im Sinne
der Petition eingetreten sind.

S 20/234
Mehr Geld und weniger Blrokratie fiir Schulen beim Mobeltausch

Der Petent forderte, den Schulen mehr Geld fiir die Beschaffung von
Mobeln zur Verfiigung zu stellen und weniger biirokratischen Auf-
wand fir die Schulen, um dies zu erhalten. Hintergrund war eine ge-
plante Beschaffung an der Schule des Petenten mit Tischen fur drei
Klassenrdume & 24 Schiiler:innen. Neben Erfordernissen wie Flexibili-
tat und Platz waren dem Petenten Aspekte wie Nachhaltigkeit, Um-
weltfreundlichkeit und Standards bei der Herstellung (keine men-
schenrechtsverletzenden Bedingungen bei der Produktion) sowie die
Qualitat wichtige Anliegen. Die Beschaffung der gewunschten Tische
wirde sich auf circa 12 000 Euro belaufen, was ein angemessener Preis
sei. Jedoch wiirden der Schule durch Burokratie und Geldmangel Stei-
ne in den Weg gelegt, um an das Geld zu kommen.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des Petenten
eine Stellungnahme der Senatorin fiir Kinder und Bildung eingeholt.
AulBerdem hatte der Petent die Moglichkeit, sein Anliegen im Rahmen
der offentlichen Beratung mundlich zu erlautern.

Unter Berucksichtigung dessen stellte sich das Ergebnis der parlamen-
tarischen Beratung zusammengefasst folgendermafen dar:
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Die Beschaffung von Schulmobiliar erfolgt zu 90 Prozent zentral tiber
Immobilien Bremen Ao6R als Dienstleister fiir das Beschaffungswesen
der Freien Hansestadt Bremen. Dafiir schlieft Immobilen Bremen Rah-
menvertrage auf Basis der Regeln und Gesetze fiir Ausschreibungen,
die auch Menschenrechte und Umweltbelange berticksichtigen. Das
Bestellprocedere sieht vor, dass Schulen ihre Bedarfe an die Senatorin
fir Kinder und Bildung melden und diese zentral beschafft und bezahlt
werden. Die Schulen haben demnach fiir den GroBteil aller Mobelbe-
schaffungen keine monetaren Handlungen durchzufithren. Dartiber
hinaus haben Schulen als eigenverantwortliche Institution jedoch die
Moglichkeit, ihre Schulbudgets fiir Sonderfélle und -bedarfe zu ver-
wenden.

Im Hinblick auf die Qualitat der Tische habe diese in den letzten Jah-
ren stetig zugenommen. Des Weiteren wiirden vermehrt Einzeltische
in zwei GroBen (70x55 cm/70x65 cm Plattengrof3e) angefragt und auch
bewilligt, um flexibler in der Unterrichtsgestaltung zu sein.

Zudem wiirden seit einigen Jahren fiir neue Schulen aber auch fiir Er-
satzbeschaffungen in Bestandsschulen hoéhenverstellbare Tische be-
schafft. Ein Austausch aller Bestandsmobel ware jedoch monetéar nicht
abzudecken und widersprdache auch dem Nachhaltigkeitsgedanken,
sofern das Mobiliar nicht defekt ist.

Diese Petition ist ein weiteres positives Beispiel fiir das Engagement
von jugendlichen Petent:innen. Mit der Petition engagierte sich der
Schiiler in eigener Sache (fiir die Ausstattung seiner Schulklasse),
hatte dabei aber gleichzeitig auch ibergeordnete Aspekte wie Nach-
haltigkeit und die Arbeitsbedingungen bei der Produktion von Schul-
mobeln im Blick. Auch wenn der Petition aus rechtlichen Grinden in
der Sache nicht abgeholfen werden konnte, freute sich der Ausschuss
sehr iiber die Anregung aus der Kohorte der Schiiler:innen.

L 20/526
Photovoltaik auf 6ffentlichen Gebauden

Der Petent und sein Klassenkamerad der 7a an der Neuen Oberschule
Gropelingen baten um Auskunft, wie viele Schulen seit dem Jahr 2020
neu- oder umgebaut wurden, inwieweit auf 6ffentlichen Gebéauden,
insbesondere auf Schulen, bereits Photovoltaik installiert wurde und
wie die Plane der Landesregierung fiir Solarstrom bei 6ffentlichen Ge-
bauden wie Schulen sind. Dartiber hinaus wollte der Petent mit seinem
Klassenkameraden erreichen, dass in oOffentlichen Gebduden wie
Schulen mehr Strom aus erneuerbaren Energien erzeugt und genutzt
wird. Dazu wiinschten sie sich zudem Anzeigetafeln, die tiber den er-
zeugten Strom und das dadurch eingesparte CO, informieren.

Der staatliche Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des Petenten
eine Stellungnahme des Senators fiir Finanzen eingeholt. AuBerdem
hatte der Petent die Moglichkeit, sein Anliegen im Rahmen der 6ffent-
lichen Beratung miindlich zu erlautern.

Unter Berticksichtigung dessen stellte sich das Ergebnis der parlamen-
tarischen Beratung zusammengefasst folgendermalen dar:

Zu den Fragen im Einzelnen:
Wie viele Schulen wurden seit dem Jahr 2020 neu- oder umgebaut?

Seit 2020 wurden zehn Neubauten oder groiere Umbauten an Schulen
fertiggestellt (Schule am Baumschulenweg, Oberschule Ohlenhof,
Schule an der Augsburger StraBle, Schulsporthalle der Schule an der
Oslebshauser HeerstraBBe, Schule am Pastorenweg, Neue Oberschule
Gropelingen, Berufsschule fir den GroBfhandel, AuBlenhandel und
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Verkehr, Schule an der Alfred-Faust-StraBe, Oberschule an der Her-
mannsburg, Grundschule an der Delfter Strae und Oberschule Roter
Sand). Vier weitere Neubauten werden voraussichtlich im Jahr 2022
an Schulen fertiggestellt sein (Schule an der LandskronastraBe, Schule
Alt-Aumund, Schule Humannstrae, Schule an der Rechtenflether
StraBle). Dartiber hinaus gab es eine Vielzahl an kleineren Baumafinah-
men aus den Bereichen der NutzermaBnahmen und der Bauunterhal-
tung, die auch kleinere Umbauten beinhalten kénnen.

Auf wie vielen der neuen Gebaude wurde Photovoltaik (PV) installiert?

Alle diese Umbauten oder Neubauten sind vor der PV-Pflicht (siehe
letzte Frage) mit den Planungen gestartet. Beim Umbau im Bestand
muss die Statik des Bestandsgebaudes ausreichend Lastreserven fir
PV vorhalten, dies war nicht immer gegeben. Einige der Neubauten
haben Griindacher erhalten, so zum Beispiel die Schule an der Augs-
burger StraBe. Eine Kombination von PV und Griindach ist zwar moég-
lich, aber teurer. Aulerdem gibt es Gebaude, auf denen aufgrund der
Verschattung die Errichtung einer PV-Anlage technisch nicht sinnvoll
war, so zum Beispiel die Schule an der Rechtenflether Strale.

Trotzdem wird in einigen Fallen PV bertlcksichtigt, wenn dies den
Bauablauf nicht verzégert, so zum Beispiel auf der Berufsschule fiir den
GroBhandel, AuBenhandel, Verkehr (GAV), der Oberschule Ohlenhof,
der Schule Alt-Aumund, der Schule HumannstraBe und der Schule an
der LandskronastraBe.

AuBerdem werden momentan auf 27 Bestandsgebdauden PV-Anlagen
nachgeriistet, weitere 20 PV-Anlagen entstehen auf Neubauten. Die
Fertigstellung der Anlagen im Bestand ist spatestens im Jahr 2023 avi-
siert. Im Neubau ist die Fertigstellung teilweise auch spater geplant, je
nach Baufortschritt der Neubauten. Drei PV-Anlagen sind bereits er-
richtet: auf dem Neubau der Grundschule Humannstrafle, der Berufs-
schule fiir den GroBhandel, AuBenhandel und Verkehr (GAV) und der
Oberschule Roter Sand.

Was sind die Plane der Landesregierung in der Zukunft fir Solarstrom
bei offentlichen Gebduden wie Schulen?

Im Neubau gibt es fiir Projekte, die ab Mai 2019 neu geplant wurden,
eine PV-Pflicht. Bestandsgebdaude, bei denen das Dach mindestens
eine Lebensdauer von 20 Jahren erwarten lasst, werden auBBerdem auf
die Eignung von PV untersucht und wie oben beschrieben nachgertis-
tet. Bei Dachsanierungen von Bestandsgebduden wird regelméBig die
Eignung von PV geprift und die Anlagen umgesetzt, wenn die Ge-
bdude dies statisch ermoglichen. Da in vielen Fallen zuerst die Dacher
saniert werden mussen, ist die weitere Nachristung von PV-Anlagen
somit maBgeblich von der Bereitstellung von Investitionsmitteln fur die
Sanierung von Gebduden abhdangig.

Grundsatzlich ist es aber leider schwierig, uberhaupt Angebote fir die
Errichtung von PV zu bekommen. Es gibt deutliche Engpasse bei den
ausfuhrenden Firmen und Planern sowie beim Material.

Dariiber hinaus hat das Ressort eine umfangreiche Ubersicht zu PV-
Anlagen (PV-Anlagen im Neubau, PV-Anlagen im Bestand Nachrus-
tung, PV-Anlagen im Bestand auf Gebauden des Sondervermogens
Immobilien und Technik [SVIT] errichtet durch Dritte, Gebaude ohne
Lastreserven) zur Verfuigung gestellt, auf das Bezug genommen wird.

Der staatliche Petitionsausschuss ist sehr angetan von der Eingabe des
Petenten und bedankt sich fur diese wichtige und zukunftstrachtige
Initiative.

Der staatliche Petitionsausschuss begrufit die Tatsache, dass im Be-
reich der PV auf offentlichen Gebauden bereits viel getan wird.
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Hinsichtlich des Auskunftsbegehren des Petenten sieht der staatliche
Petitionsausschuss die Petition als erledigt an.

Dartiber hinaus regt der Ausschuss — wie von dem Petenten gewtinscht
— an, an den offentlichen Gebduden Anzeigetafeln anzubringen, die
uber den erzeugten Strom und das dadurch eingesparte CO, informie-
ren. Wiinschenswert ist dariiber hinaus eine Internetseite, die die fer-
tigen und geplanten Solardacher auf o6ffentlichen Gebauden in Bre-
men ausweist.

Dadurch wird die Tragweite des Klimaschutzes sichtbar gemacht.
Gleichzeitig wird ein starkeres Bewusstsein fiir die Bedeutsamkeit des
Themas geschaffen. Nur so kann der gemeinsame politische Wille,
«Solar Cities"” zu werden, auch faktisch umgesetzt werden. Aus diesem
Grund soll die Petition dem Senat mit der Bitte um Abhilfe zugeleitet
werden.

In Erwiderung der Bitte um Abhilfe erhielt der Ausschuss eine Stel-
lungnahme des Senators fiir Finanzen. Danach seien die Angebotskos-
ten fir die PV-Anlagen in letzter Zeit deutlich gestiegen und lagen oft
an der Grenze der Wirtschaftlichkeit. Um die Kosten der PV-Anlagen
nicht generell weiter zu erh6hen, wiirden daher zusatzliche Anzeige-
tafeln nur bei grofen Anlagen ab 100 Kilowatt-Peak (kWp) installiert.
Zum Vorschlag einer Internetseite, die die fertigen und geplanten So-
lardacher auf offentlichen Gebauden in Bremen ausweist, wurde le-
diglich auf die bestehende Website https://www.marktstammdaten
reqgister.de (Stand 24. April 2023), verwiesen. Diese Antworten wurden
aus Sicht des Ausschusses dem engagierten Ansinnen des Petenten
nicht gerecht. Aus diesem Grund wurde auf Grundlage des § 12 des
Gesetzes iiber die Behandlung von Petitionen durch die Biirgerschaft
der zustdndige Senator zur weiteren Erorterung in eine Folgesitzung
des staatlichen Petitionsausschusses eingeladen.

S 20/37 und andere Lesumwiesen
Errichtung einer Flachwasserzone an der Lesum

Die Petent:innen wendeten sich gegen die beabsichtigte Herstellung
einer Flachwasserzone an der Lesum. Ihrer Ansicht nach sollten die
dort befindlichen Wiesenflachen erhalten bleiben, weil sie ein landes-
weit bedeutsames Biotop mit mehr als 160 Pflanzenarten darstellten.
Die Lesumwiesen seien die letzten Feuchtwiesen nordlich der Weser
und beheimateten die einzige Kohldiestelwiese im Land Bremen. Au-
Berdem seien dort (seltene) Tiere und schiitzenswerte Insekten behei-
matet. Wichtig sei auch, die Wiesen als Erlebnisraum fiir eine uner-
setzliche Naturlandschaft zu erhalten. Dartiber hinaus befiirchten die
Petent:innen der Petition S 20/37 eine Hochwassergefahrdung ihres
Grundstiicks wegen des Wegfalls des bisherigen Retentionsraumes.
Ein Zusammenhang mit der Verfiillung des Uberseehafens, sei wegen
des langen Zeitablaufs nicht mehr gegeben.

Die veroffentlichte Petition S 20/64 wird von 660 Mitzeichner:innen
unterstutzt. AuBerdem liegen hierzu 1 980 schriftliche Unterstiitzungs-
unterschriften vor.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu den Petitionen Stellungnah-
men der Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwick-
lung und Wohnungsbau eingeholt, auf die die Petent:innen erwidert
haben. Dartiber hinaus hatte die Petentin der veroffentlichten Petition
S 20/64 die Moglichkeit, ihr Anliegen im Rahmen der 6ffentlichen Be-
ratungen mundlich zu erldutern und es fand eine Ortsbesichtigung mit
den Petent:innen und Vertreter:innen der beteiligten Ressorts sowie
des Ortsamts und des Beirats Burglesum statt.
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Unter Berticksichtigung dessen stellte sich das Ergebnis der parlamen-
tarischen Uberpriufung zusammengefasst wie folgt dar:

Der Ausschuss hat sich intensiv mit der Thematik befasst. Im Ergebnis
sah er allerdings keine Moglichkeit dem Anliegen der Petent:innen
zum Erfolg zu verhelfen.

Die in Rede stehende Schaffung einer Flachwasserzone an der Lesum
dient als KompensationsmaBnahme fiir die Verfiillung des Uberseeha-
fens und wurde im Planfeststellungsverfahren, das durch den Planfest-
stellungsbeschluss vom 10. Januar 2011 abgeschlossen wurde, be-
standskraftig festgestellt. In diesem Planfeststellungsverfahren wur-
den die naturschutzfachlichen Argumente mit 6ffentlicher Beteiligung
gegeneinander und untereinander abgewogen. Bei Genehmigung von
MaBnahmen verpflichtet das Naturschutzrecht zu einer funktionsglei-
chen oder moglichst funktionsgleichen Kompensation von Eingriffen.
Die ErsatzmaBnahme war erst zu diesem spaten Zeitpunkt realisierbar,
weil noch Grunderwerb zu tatigen war. Aulerdem mussten die erfor-
derlichen Haushaltsmittel bereitgestellt werden. An der Umsetzbarkeit
der planfestgestellten Auflage anderte der Zeitablauf nichts. Auch der
im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens beteiligte Beirat Burgle-
sum stellte noch im Beschluss vom 23. Juni 2020 fest, dass die Umset-
zung der MaBnahme und die Absicherung der direkten Anlieger:innen
vor Schaden nach den vorliegenden Informationen geklart sei und vom
Beirat unterstiitzt werde.

Dartiber hinaus ist die Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitét,
Stadtentwicklung und Wohnungsbau durch das Einholen von Fach-
gutachten auf die auch zuletzt noch aufgeworfenen Fragen der Pe-
tent:innen eingegangen und fir den Fall eines Schadens, ist den
Petent:innen der Petition S 20/37 in einem gerichtlichen Vergleich zu-
gesichert worden, dass samtliche Schadensermittlungs-, -beseiti-
gungs- und -verhinderungskosten tibernommen wiirden.

In Bezug auf den Erhalt der Lesumwiesen als bedeutsames Biotop er-
folgte im Jahr 2018 eine vegetationskundliche Untersuchung des Ge-
biets. Danach wird durch das geplante Vorhaben ein kleiner Teil eines
geschiitzten Rohrichtbiotops beseitigt. Allerdings werden an anderer
Stelle Biotope, ndamlich Réhricht und Auengewasser, entstehen. Insge-
samt wird sich die Flache geschiitzter Biotope vergroBern. Alle be-
kannten Vorkommen von Rote-Liste-Pflanzenarten liegen nach An-
gaben des Ressorts aullerhalb des Vorhabengebietes. Indem sich das
Gebiet zu einem anderen Biotoptyp, namlich einem Auengewasser
verandern wird, werden dort auch Wasserinsekten, Wasservogel und
Wasserpflanzen angesiedelt sein.

In Bremen gibt es an mehreren Stellen grof3e Flachen strukturreichen
Grunlandes. Demgegentber gibt es hier jedoch nur wenige Standorte
fur die Entwicklung hochwertiger Auengewasser. Um die Natur im
hier interessierenden Gebiet weiterhin als Naturerlebnisraum zu er-
halten, soll im Westen ein Teil der Flache so gestaltet werden, dass er
nicht versumpft, sondern eine blitenreiche Wiese entsteht, auf der sich
Erholungsuchende aufhalten kénnen. Hier werden auch kiinftig Land-
insekten leben.

Hinsichtlich der Hochwassergefahrdung war festzustellen, dass, ein-
gehend auf die Einwande der Anlieger:innen, am 13. Mai 2020 das
zweite Gutachten zur Ausgleichsflache Lesum erstattet wurde. In die-
sem wurden die AusgleichmaBnahmen genauer betrachtet, um die Er-
hoéhung der Gefahr durch Hochwasser und Starkregen einschatzen zu
konnen. Zur Risikoabschdatzung wird der Schaden unter Bertcksichti-
gung einer Eintrittswahrscheinlichkeit im IST-Zustand dem Schaden
im PLAN-Zustand unter Berucksichtigung der gleichen Eintrittswahr-
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scheinlichkeit gegeniibergestellt. Das Gutachten kommt zu dem Er-
gebnis, dass es bei drei der betrachteten Ereignisse oder Ereigniskom-
binationen zu einer Erhéhung des maximalen Wasserstandes von
0,70 cm komme. Da aber alle maximalen Wasserstande niedriger seien
als die niedrigste Bebauung, die im Bereich des Planungsgebietes lie-
gen, entstinde sowohl im IST- als auch im PLAN-Zustand kein Scha-
den. In der Regel wiirden die Wasserstande in der Lesum, wie bisher,
nur kurzzeitig einen Wert von 2,50 m Normalhéhennull (NHN) tber-
schreiten und unter ungiinstigen Bedingungen bis auf 2,80 m NHN
steigen. Damit sei eine Zunahme des Risikos nicht zu erwarten.

Aufgrund der Erwiderungen der Petent:innen, dass die taglichen Ti-
denereignisse mit Héhen von bis zu 2,70 m NHN und deren Auswir-
kungen auf den Deich und die Anlieger:innen im Gutachten nicht
behandelt wiirden, wurden in einer erganzenden gutachterlichen Stel-
lungnahme vom 9. Marz 2021 die ,normalen” Abflussverhaltnisse und
die dabei auftretenden Wasserstande und tiberschwemmten Bereiche
simuliert. Als normal wurde dabei ein Szenario angenommen, bei dem
der mittlere Abfluss der Lesum (beziehungsweise mittlerer Abfluss aus
Hamme und Wiimme) bei freiem Abfluss (also offenem Sperrwerk) auf
eine Tide mit einem Hochstwert von 2,50 m NHN sowie 2,70 m NHN
trifft. In beiden Szenarien (IST- und PLAN-Zustand) zeige sich, dass
sich wahrend einer Tide das Gebiet der KompensationsmaBnahme
vollstandig und iiberall bis zum jeweiligen Tidenhochststand fiillt und
sich wahrend einer Tide auch wieder entleert. Der maximale Wasser-
stand wirde bei beiden Szenarien rund zwei Stunden nach Beginn des
Ubertritts tiber die Schwelle erreicht. Das Entleeren bis annahernd
zum minimalen Wasserstand sei nach weiteren rund sieben Stunden
erreicht. Trotzdem reiche bei beiden Szenarien das ermittelte Uber-
schwemmungsgebiet nicht bis an Bestandsgebdude in den Siedlungs-
bereichen heran. Dabei sollte nach Ansicht des stadtischen
Petitionsausschusses die Erhohungen des mit den Wasserstanden der
Lesum zusammenhangenden Grundwasserspiegels baubegleitend be-
obachtet werden. Hinsichtlich des von den Petent:innen mehrfach ein-
gebrachten Sommerdeichs war dessen Erhaltung sowie die
Aufschiittung einer Verwallung mit Material des Aushubs geplant,
dadurch wirde der Deich vom Westen bis zur Gasleitung von innen
verbreitert. Zudem ist eine Verwallung im nordlichen Bereich ange-
passt worden, damit auch bei Starkregen das Wasser vom Hang in die
Flache flieBen konne und somit in die Lesum. Zudem solle Im Zuge des
Pflege- und Entwicklungskonzeptes der Sommerdeich vom Trager des
Vorhabens (TdV) unterhalten, in diesem Zug wirden auch die Kosten
fur die jahrliche Erhaltung ermittelt. Nach Abschluss der Pflege- und
Entwicklungszeit wird der Sommerdeich durch die Stadt Bremen un-
terhalten.

Des Weiteren beziehen sich die Petent:innen in ihren Erwiderungen
auf ein Gutachten vom 4. Februar 2021, wonach eine detaillierte geo-
logische Erkundung des Untergrundes fehle. In einer geotechnischen
~Baugrundbeurteilung” vom 2. November 2020 in deren Zuge Bau-
grundsondierungen vorgenommen wurden, wurde allerdings entge-
gen der Annahme, eine Erkundung hatte nicht stattgefunden, auch die
Machtigkeit der Auelehmschicht genauer erfasst. Aulerdem wurde
eine gutachterliche Stellungnahme zum Trinkwasserbrunnen im Ad-
miral-Brommy-Weg durchgefiihrt. Hier wurde die Schlussfolgerung
gezogen, dass die derzeitige Planung der Flutmulde aufgrund der Er-
kenntnisse der Bohrungen keinerlei Hinweis auf eine Gefahrdung der
abdichtenden Lehmschichten geben wirde. Angesichts der Entfer-
nung der dem Brunnen nachsten Abgrabung im mittleren Planungs-
bereich und angesichts der geplanten Funktion und der daher zu
gewahrleistenden seitlichen Abdichtung, sei eine Verletzung der na-
turlichen Abdichtung des Grundwasserleiters mit dem im Admiral-
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Brommy-Weg gefoérderten Geestgrundwasser nicht zu befiirchten.
Dartiber hinaus war beabsichtigt fir die AusbaumaBnahmen eine bo-
denkundliche Baubegleitung zu beauftragen, die die Berticksichti-
gung der bodenschutzrechtlichen Belange tiberwachen wird. Damit
wird diesem Einwand der Petent:innen Rechnung getragen.

Der stadtische Petitionsausschuss sah vor diesem Hintergrund keine
Moglichkeit, dem Anliegen der Petent:innen zum Erfolg zu verhelfen.

Der stadtische Petitionsausschuss hat die Einwande der Petent:innen
dabei durchaus ernst genommen. Die jeweils aufgeworfenen Beden-
ken beziiglich der KompensationsmaBnahme hinsichtlich des Biotope-
rhalts, des Hochwasserschutzes und der Lehmschichten wurden
sorgfaltig gepriift. Insbesondere beziiglich der Hochwasser/Uber-
schwemmungsgefahr wurden Gutachten vom Ressort eingeholt. Diese
Gutachten gehen davon aus, dass kein Schaden zu erwarten ist, selbst
wenn inzwischen, abweichend von den Angaben im Planfeststellungs-
verfahren, von Normalwasserstanden von 2,5 m NHN ausgegangen
wird. Dass diesbeziiglich vorher von falschen Werten ausgegangen
wurde und diese auch kommuniziert wurden, dandert nichts an der Tat-
sache, dass nun neue Gutachten vorliegen, die auch unter Zugrunde-
legung der hoheren Wasserstande nicht davon ausgehen, dass
Schdden am Grundstiick der Petent:innen entstehen. Und fiir den Fall,
dass solche Schaden auftreten, hatte die Tragerin des Vorhabens in
einem gerichtlichen Vergleich zugesichert, geeignete Mafinahmen in
angemessener Zeit zu veranlassen, um die Schaden in Zukunft auszu-
schlieBen; und fiir eingetretene Schaden Ersatz zu leisten. Auch be-
zuglich der moéglicherweise gefdhrdeten Lehmschichten und der
Gefahr fur die Trinkwasserversorgung durch den Grundwasserbrun-
nen wurde ein Gutachten erstellt, welches feststellt, dass keine Gefahr
der Verunreinigung besteht. Hinsichtlich der Lehmschichten ist dar-
iber hinaus angekiindigt worden, dass fiir die AusbaumafBnahmen
eine bodenkundliche Baubegleitung beauftragt wird, die die Bertck-
sichtigung der bodenschutzrechtlichen Belange tberwachen werde.
Der stadtische Petitionsausschuss musste, mangels eigener fachlicher
Kompetenz, dem gutachterlichen Sachverstand hier vertrauen. Abge-
sehen davon wurde die KompensationsmaBnahme bereits bestands-
kraftig festgestellt. Aus Sicht des stdadtischen Petitionsausschusses ist
dabei die stetige fachliche Baubegleitung bei der umzusetzenden
KompensationsmaBnahme in Bezug auf alle von den Petent:innen auf-
geworfenen Gefahren weiterhin durchzufiuhren. Sollte sich aufgrund
dieser baubegleitenden MafBnahmen herausstellen, dass Schaden ein-
treten konnten, insbesondere an den Lehmschichten und am Sommer-
deich, die zu einer Gefahrdung der Grundstiicke der Anlieger:innen
fihren, missen unverzuglich erhaltende MaBnahmen ergriffen wer-
den. Die Ausfihrungsplanung muss gegebenenfalls angepasst werden
und auch ein MaBnahmenstopp darf als Ultima Ratio nicht ausge-
schlossen werden.

Die Petition Lesumwiesen ist ein anschauliches Beispiel dafur, wie
sorgfaltig der stadtische Petitionsausschuss sich mit den unterschiedli-
chen Positionen auseinandersetzt und im Zweifel auch weitere Gut-
achten eingefordert werden, die die Annahmen der Senatorin fir
Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau
uberprifen. Der Ausschuss hat tiber eine Entscheidung und ihre Be-
grundung bis zur abschlieBenden Sitzung kontrovers beraten. Deswe-
gen handelt es sich auch um einen der wenigen Falle, in denen keine
Einstimmigkeit erzielt wurde. Es folgte dementsprechend eine Aus-
sprache in der Burgerschaft.
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9.10. S 20/24
Einrichtung einer Tempo-30-Zone

Die Petentin forderte gemeinsam mit anderen Anwohner:innen des
Kommodore-Johnsen-Boulevards die Einrichtung einer Tempo-30-
Zone fur die gesamte Lange des Kommodore-Johnsen-Boulevards. Sie
begrindete das Anliegen mit erheblichen Geschwindigkeitsiber-
schreitungen, zu der die komplett geradlinige, neu angelegte Vorfahrt-
straBe, die von der Hafenkante bis zur Querstrae am Winterhafen
verlauft, geradezu einlade. Das praktizierte Rasen und Posen bedeute
eine erhebliche Larmbelastigung und sei mit einer erheblichen Unfall-
gefahr verbunden.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der Petentin
mehrere Stellungnahmen der Senatorin fur Klimaschutz, Umwelt, Mo-
bilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau sowie dem Senator fir In-
neres eingeholt. AuBlerdem hatte die Petentin die Modglichkeit, ihr
Anliegen im Rahmen der Beratung mundlich zu erlautern und es fan-
den zwei Ortsbesichtigungen mit den Petent:innen und Vertreter:in-
nen der beteiligten Ressorts sowie des Ortsamts West und des Beirats
Walle statt.

Unter Bertiicksichtigung dessen stellte sich das Ergebnis der parlamen-
tarischen Beratung zusammengefasst folgendermalen dar:

In einer ersten Stellungnahme der Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt,
Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau wird darauf hingewie-
sen, dass die Einrichtung einer Tempo-30-Zone zur Unterbindung des
vereinzelt festgestellten sogenannten Autoposings deswegen unge-
eignet sei, weil hier willentlich gegen die geltenden Verkehrsvor-
schriften gehandelt wiirde, da unter dem Begriff zum Beispiel
lautstarkes Beschleunigen, unniitzes Hin- und Herfahren, kurzzeitige
Geschwindigkeitstiberschreitungen, technische Manipulationen an
Kraftfahrzeugen oder verbotene Kraftfahrzeugrennen verstanden wiir-
den. Derartige VerstoBe miissten von der Polizei erfasst werden.

Daraufhin erweiterte die Petentin ihr Anliegen darauf, geeignete ver-
kehrsberuhigende MafBnahmen zu ergreifen, beispielsweise die Auf-
hebung der Vorfahrtsregelung, Fahrbahnerhéhungen oder dhnliches.
AuBerdem wies sie darauf hin, dass die Stralle an das inklusive Wohn-
projekt ,Die blaue Karawane", das sogenannte Blauhaus grenze.

In einer weiteren Stellungnahme verwies die Senatorin wiederrum da-
rauf, dass auf der Basis der Larmkartierung keine Grenzwertiiber-
schreitungen fiir Straenverkehrslarm feststellbar seien, die straBen-
verkehrsbehordliche MaBnahmen und den damit verbundenen Unter-
suchungsaufwand rechtfertigen wiirden. Dies sei gegebenenfalls nach
Abschluss der stadtebaulichen Entwicklung zu tiberpriifen. Unabhén-
gig davon miussten die Auswirkungen von Tempo 30 auf den Betriebs-
ablauf der Bremer StraBenbahn AG tberpriift werden, da die Strecke
von den Buslinien 26 und 28 befahren wiirden.

Der Senator fiir Inneres fithrte aus, die Strecke sei bei der Polizei als
.Poserstrecke” bekannt. Er kiindigt an, den Boulevard in geplante
Schwerpunktmafinahmen einer Kontrollgruppe aufzunehmen, die zur
Bekampfung ,aggressiver Verhaltensweisen im Straenverkehr” ge-
bildet wurde.

Der Senator fur Inneres regt dariiber hinaus an, entgegen der Stellung-
nahme der Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtent-
wicklung und Wohnungsbau, Tempo 30 mit begleitenden baulichen
MaBnahmen anzuordnen, sodass Autofahrende gezwungen sind, ihre
Geschwindigkeit zu reduzieren. In einem Ortstermin durch Verant-
wortliche der Polizei wurde festgestellt, dass sich durch die gradlinige
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gegentiberliegende mehrstockige Bebauung ein Schalltrichter bildet,
der die StraBengerdusche merklich verstarkten.

Auch der Fachausschuss , Uberseestadt, Wirtschaft, Arbeit” des Bei-
rats Walle unterstiitzte die Petition. Beztiglich der angeregten bauli-
chen Veranderungen (zum Beispiel Hochpflasterungen; Zebrastreifen
et cetera) fiihrte die Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitat,
Stadtentwicklung und Wohnungsbau indes aus, diese seien nicht mit
den Erfordernissen des Busverkehrs vereinbar. Dies gelte auch fir die
geforderte Einfiihrung der Vorfahrtsregelung rechtsvorlinks. Auch die
Einrichtung einer Fahrradstrale sei deshalb nicht moglich, weil die
Hauptverkehrsteilnehmer:innen dazu Radfahrende sein miissten, was
hier nicht der Fall sei, entsprechende Zahlungen wurden allerdings
nicht vorgenommen.

Auch eine Bedarfsampel kame nicht in Betracht, da sie nur zu Zwe-
cken der Verkehrssicherheit, nicht jedoch als MaBnahmen zur Redu-
zierung der Geschwindigkeit eingesetzt werden diirften.

Infolge eines personlichen Gesprachs mit der Senatorin wurde zuge-
sagt, dass vor dem Kinderhaus BLAU eine Tempo-30-Strecke einge-
richtet wirde. Allerdings wirde diese nur einspurig, auf der Seite des
Kinderhauses eingerichtet, nicht auf der Gegenspur. Der Grund liege
darin, dass der Kommodore-Johnson-Boulevard tber baulich ge-
trennte Richtungsfahrbahnen verfiigt, in deren Mitte ein Griinstreifen
verlauft, sodass Tempo 30 auf der Richtungsfahrbahn angeordnet wer-
de, an der die schiitzenswerte Einrichtung ihren Hauptzugang habe.

Es erschlieBt sich dem stadtischen Petitionsausschuss nicht, warum die
Gefahr fiir Kinder, die das Kinderhaus BLAU frequentieren, nur auf
einer Fahrbahnstrecke bestehen sollte. Gerade Kinder sind im Um-
gang mit dem StraBenverkehr oft ungeiibt und kénnen altersbedingt
allgemeine Gefahren des StraBenverkehrs beziehungsweise Ge-
schwindigkeiten nicht richtig einschatzen. Deshalb bendétigen sie ei-
nen besonderen Schutz. Ihnen bringt es nichts, sicherer auf den Griin-
streifen zu gelangen, wenn auf der zweiten Spur weiterhin Tempo 50
gilt.

Zudem regte der stadtische Petitionsausschuss an zu priifen, ob Tempo
30 auf der gesamten Strecke angeordnet werden muss. Die Reduzie-
rung der zuldssigen Geschwindigkeit auf Tempo 30 auf der gesamten
Strecke des Kommodore-Johnsen-Boulevards wéare auch dann még-
lich, wenn aufgrund der besonderen ortlichen Verhdltnisse eine Ge-
fahrenlage besteht, die das allgemeine Risiko einer Beeintrachtigung
von genannten Rechtsgtitern erheblich tibersteigt. Ein solches Rechts-
gut ist auch der Schutz der Bevolkerung vor ubermaBiger Larmbelas-
tung, wie sie durch den beschriebenen Schalltrichter entstehen
konnte. Deswegen bat der stadtische Petitionsausschuss, die Ge-
rauschsituation auf der Grundlage der Larmschutz-Richtlinie auf der
gesamten Strecke des Kommodore-Johnsen-Boulevards zu prifen und
dazu ein schalltechnisches Gutachten in Auftrag zu geben, um sicher-
zugehen, dass die Gesundheitsschwellenwerte in Wohngebieten nicht
uberschritten sind.

Daruber hinaus gab der stadtische Petitionsausschuss zu bedenken,
dass der sehr schmale Fahrradstreifen auf der rechten Fahrbahnseite
kaum einen ausreichenden Abstand zu vorbeifahrenden Autos ge-
wdhrleistet und auch hier regelmalBig Verstoe gegen die Stralenver-
kehrsordnung (StVO) zu erwarten sind.

Deswegen wurde angeregt, weiterhin regelmafige Kontrollen und
MaBnahmen der Polizei wegen der verschiedenen Verstofie gegen die
StVO, zu der die StraBenfihrung des Kommodore-Johnsen-Boulevards
geradezu einldadt, durchzufiihren.
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9.11.L 20/344
Exmatrikulation aus dem Bachelorstudiengang

Die Petentin begehrte urspringlich die Aufhebung ihrer Exmatrikula-
tion an der Universitat Bremen aus dem Bachelorstudiengang mit
Lehramtsoption fiir Gymnasium/Oberschule sowie die erneute Immat-
rikulation fur den genannten Bachelorstudiengang.

Sie war zundachst fiur einige Semester in dem Bachelorstudiengang
Lehramt fir Gymnasium/Oberschule (Gy/OS) mit einer anderen Fa-
cherkombination immatrikuliert. Nach dem endgiiltigen Nichtbeste-
hen einer Priifung in einem Studienfach des Lehramtsstudiums Gy/OS,
wogegen die Petentin keinen Widerspruch erhoben hatte, entschied
sie sich fir einen Fachwechsel innerhalb des Lehramtsstudiums und
erhielt fiir dieses zunachst einen Zulassungsbescheid.

Die Petentin monierte, sie habe sich fiir die letztlich nicht bestandene
Prifung wegen der coronabedingten SchlieBung der Bibliothek und
dem damit verwehrten Zugang zu Fachliteratur abmelden wollen. Dies
sei technisch bedingt nicht moéglich gewesen. Deswegen habe sie die
Hausarbeit trotzdem abgegeben. Ihr gegen das Nichtbestehen einge-
reichter Hartefallantrag sei abgelehnt worden.

Im Sekretariat fiir Studierende und bei der Studienberatung habe man
ihr geraten, einen Fachwechsel durchzufiihren. Mit der Petition wolle
sie zukunftigen Fallen dieser Art vorbeugen. Sie sei von der Universi-
tat falsch beraten worden, was dringend abgestellt werden miisse.

Der staatliche Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der Petentin
mehrere Stellungnahmen der Senatorin fiir Wissenschaft und Héfen
eingeholt. AuBerdem hatte die Petentin die Mdglichkeit, ihr Anliegen
im Rahmen einer Anhérung miindlich zu erldutern.

Unter Berticksichtigung dessen stellte sich das Ergebnis der parlamen-
tarischen Beratung zusammengefasst folgendermalen dar:

Hinsichtlich der Exmatrikulation und der verweigerten Neu-Immatri-
kulation sind nach Ansicht des staatlichen Petitionsausschusses
Rechtsfehler nicht ersichtlich. In der zweiten Stellungnahme des Res-
sorts vom 22. Oktober 2021 hieB es dazu zutreffend:

.Gemal § 9 BremHG sind alle Angelegenheiten der Hochschulen, die
nicht durch Gesetz oder nach § 4 Absatz 12 BremHG als staatliche An-
gelegenheiten tlbertragen sind, Selbstverwaltungsangelegenheiten.
Die Hochschulen nehmen diese Aufgaben eigenverantwortlich unter
der Rechtsaufsicht der Senatorin fiir Wissenschaft und Hafen wahr. Die
Immatrikulation und Exmatrikulation von Studierenden fallt unter die
Selbstverwaltungsangelegenheiten der jeweiligen bremischen Hoch-
schule, vorliegend der Universitdat Bremen. Hieraus folgt, dass die Se-
natorin fir Wissenschaft und Héafen nur dann in ihrer Funktion als
Rechtsaufsicht eingreifen kann, wenn die Universitdt Bremen rechts-
widrig gehandelt hat. Das aber ist hier nicht der Fall. Die Norm, auf-
grund derer die Exmatrikulation erfolgt ist, § 37 Absatz 1 Nummer 3
BremHG, ist in Kraft und muss umgesetzt werden. Es liegt insoweit
nicht in der Macht der senatorischen Behorde, geltendes Recht auller
Kraft zu setzen.”

Allerdings ist der Ausschuss der Auffassung, dass die Petentin nun-
mehr die Moglichkeit hat, sich fiir die gewtinschte Facherkombination
wieder zu immatrikulieren, da ein Immatrikulationshindernis gemaf
§ 37 Absatz 1 Nummer 3 BremHG nun nicht mehr besteht. Der Staats-
gerichtshof der Freien Hansestadt Bremen hatte mittlerweile entschie-
den, dass § 37 Absatz 1 Nummer 3 des Bremischen Hochschulgesetzes
mit Artikel 8 Absatz 2 der Landesverfassung der Freien Hansestadt
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Bremen unvereinbar und nichtig ist, soweit einem Studienbewerber o-
der einer Studienbewerberin die Immatrikulation in einen Studien-
gang ,unabhdngig von den belegten Fachern"” versagt werden kann.
Das Urteil bertihrt den erlassenen Verwaltungsakt (Exmatrikulation
aus dem Lehramtsstudium) zwar nicht unmittelbar. Der betroffene
Verwaltungsakt kann aber, da er auf eine ungiltige oder unwirksam
erklarte Rechtsnorm gestiitzt wurde, nach § 48 Bremisches Verwal-
tungsverfahrensgesetz (BremVwV{G) zuriickgenommen werden, da er
wegen fehlender Rechtsgrundlage von Anfang an rechtswidrig war.

Soweit sich die Petentin gewtinscht hat, sie wolle zukiinftigen Féllen
dieser Art vorbeugen, ist dies durch das Urteil ebenfalls gewdhrleistet.

Soweit die Petentin vortrug, sie sei von der Universitat falsch beraten
worden, konnte dies nicht abschlieBend geklart werden. Der staatliche
Petitionsausschuss weist ausdriicklich auf die Bedeutung einer solchen
Beratung hin, da es sich mitunter um eine wegweisende Zukunftsent-
scheidung handelt.

Der staatliche Petitionsausschuss bedauert, dass trotz der Bemiihun-
gen im Falle dieser Petition keine friihere Losung zugunsten der Pe-
tentin gefunden werden konnte. Vor dem Hintergrund des Eingriffes
in die Berufsfreiheit der Petentin ist dies besonders schade. Zudem
scheint es sich vorliegend um keinen Einzelfall gehandelt zu haben,
da der Ausschuss mit der Petition L 20/345 einen nahezu identischen
Fall analog behandelt hatte. Es ist daher zu begriien, dass vor dem
Hintergrund der angefiihrten Entscheidung des Staatsgerichtshofes
Student:innen in vergleichbaren Situationen nunmehr nicht mehr von
einem entsprechenden Immatrikulationshindernis betroffen sind.

9.12. S 20/84 und S 20/88
Zulassung zu den Prifungen fiir den MSA

Die Petentin bittet darum, ihr Kind, das wegen der Coronapandemie
einen Auslandsaufenthalt abbrechen musste, zu den diesjahrigen Pri-
fungen fiir den mittleren Schulabschluss (MSA) zuzulassen.

Die damalige Senatorin fir Kinder und Bildung, Frau Dr. Bogedan, hat
dem Kind der Petentin eine Ausnahmegenehmigung zur Teilnahme an
den Priifungen fiir den MSA erteilt. Damit hatte sich die Petition erle-
digt.

Eine analoge Situation wurde parallel mit der Petition S 20/88 mit glei-
chem Ergebnis behandelt. Der Ausschuss bedankt sich in beiden Fal-
len ausdriicklich bei Frau Dr. Bogedan fir die schnelle und pragmati-
sche Abhilfe.

9.13. S 20/115
Ablehnung einer Genehmigung fir eine LED-Werbeflache

Der Petent bat den stddtischen Petitionsausschuss um Uberpriifung der
Ablehnung einer Genehmigung der Anbringung einer LED-Werbeta-
fel an seiner privaten Immobilie. Die Genehmigung sei mit der Begrun-
dung abgelehnt worden, sie rage zu weit in den 6ffentlichen Raum hi-
nein und deswegen fuhrte eine entsprechende Genehmigung zu einer
Verletzung des Rahmenvertrags der Stadt Bremen mit einem kommer-
ziellen Anbieter. Es konne nicht sein, dass ein Vertrag der Stadt mit
einem Dritten zur Einschrankung der Nutzung des Eigentums des Pe-
tenten fihrt.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des Petenten
eine Stellungnahme der Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobilitét,
Stadtentwicklung und Wohnungsbau eingeholt. AuBerdem hatte der
Petent die Moglichkeit, sein Anliegen im Rahmen der Beratung miind-
lich zu erldutern und es fand eine Ortsbesichtigung mit dem Petenten
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und Vertreter:innen der beteiligten Ressorts sowie des Ortsamts Mitte
statt.

Unter Berticksichtigung dessen stellte sich das Ergebnis der parlamen-
tarischen Beratung zusammengefasst folgendermaBen dar:

In der ersten Stellungnahme der Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt,
Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau zu der im Juli 2020
eingereichten Petition, Anfang Marz 2021, wurde erlautert, dass auf-
grund des Herausragens der LED-Anlage in den o6ffentlichen Ver-
kehrsraum um 14 cm die exklusiven Werberechte der Stadt Bremen
mit der Stroer GmbH bertihrt seien, da der Petent auch Drittwerbung
plane. Eine erforderliche Sondernutzungserlaubnis kénne deswegen
nicht erteilt werden. Es handele sich nicht um eine Einschrankung der
Eigentumsrechte des Petenten, sondern um die Einschrankung der
Nutzung des 6ffentlichen Raums.

Anlasslich des Ortstermins hatte sich der stadtische Petitionsausschuss
ein eigenes Bild von der Situation gemacht und sich die geplante Wer-
beanlage beschreiben lassen. Als entscheidend stellte sich fir den
stadtischen Petitionsausschuss dabei heraus, dass bereits Werbeanla-
gen an der Hauswand angebracht sind, die nicht unwesentlich in den
offentlichen Verkehrsraum hineinragen. Diese Anlagen sind mit Ne-
onrohren betrieben. Der Petent plante eine Verkleinerung der Anla-
gen sowie den Umstieg auf stromsparende LED-Anlagen, die weniger
tief in den Verkehrsraum ragen.

Es erschloss sich dem Ausschuss deswegen nicht, dass ein Umstieg auf
energieeffizientere LED-Anlagen, die in erster Linie Eigenwerbung
zeigen sollen, verunmoglicht wird, wahrend die alten Anlagen weiter
betrieben werden kénnen.

Eine andere Bewertung war nach Ansicht des stadtischen Petitionsaus-
schusses wegen der besonderen Sachlage hier auch rechtlich méglich.

Zundachst war festzuhalten, dass trotz der AusschlieBlichkeitsklausel
des Werbenutzungsvertrages mit Stréer die Senatorin fur Klimaschutz,
Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau verpflichtet
ist, die Besonderheiten des Einzelfalls in ihre Ermessensentscheidung
einzubeziehen. Der Vertrag mit der Stréer GmbH ist nur dann nicht
unwirksam, wenn das Ermessen der Behorde zwar gebunden, nicht
aber ausgeschlossen wird. In jedem Fall musste deswegen gepruft
werden, ob Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass es sich um einen nicht
auf andere Standorte tbertragbaren Ausnahmefall handele. Im dem
Petitionsausschuss vorliegenden Ablehnungsbescheid hat diese Pri-
fung gerade nicht stattgefunden, womit dieser ermessensfehlerhaft
war. Der stadtische Petitionsausschuss sah hier Gesichtspunkte, die in
die Abwéagung einbezogen werden missten und die zu einer anderen
Ermessensentscheidung fiithren kéonnen. Es handelt sich bei der bean-
tragten Werbetafel nicht um eine neue Tafel, sondern um eine bereits
bestehende Anlage, die durch eine energieeffizientere, weniger licht-
verschmutzende und kleinere LED-Anlage ersetzt werden soll. Der Pe-
tent plant zu einem geringen Teil Drittwerbung, hauptsachlich soll die
Tafel fir Eigenwerbung der ortsansassigen Unternehmen genutzt wer-
den. Die Einordnung als nicht auf andere Standorte Ubertragbaren
Ausnahmefall erschien nicht vollig abwegig.

Daruber hinaus stand die unbeantwortete Frage des stadtischen Peti-
tionsausschusses im Raum, wie viele Zentimeter die Anlage in den
Verkehrsraum ragen konnte, um den Luftraum nur unwesentlich zu
beanspruchen und damit nicht sondernutzungserlaubnisbedirftig zu
sein. In Urteilen des Verwaltungsgerichts wird darauf hingewiesen,
dass dies jedenfalls bis zehn cm anzunehmen ist. Auch hier ist nicht
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gerichtlich festgelegt, ob nicht auch die geplanten 14 cm eine unwe-
sentliche Beanspruchung sind. In den entschiedenen Fallen ragten die
Werbetafeln tiber 30 cm in den Luftraum.

Der Petent duBierte tiberdies die Bereitschaft der Priifung, ob eine Ein-
bettung der Anlage in die Dammung der Fassade soweit moglich sei,
dass diese Unwesentlichkeitsschwelle nicht tiberschritten ist. Ange-
sichts des nicht unerheblichen Aufwands eines solchen Vorhabens war
allerdings verstandlich, vorher eine Sicherheit seitens des Ressorts ein-
zufordern. Deswegen nahm der stadtische Petitionsausschuss mit Ver-
wunderung zur Kenntnis, dass auf entsprechende Anfragen, die ein
generelles Entgegenkommen des Petenten signalisierten, auch nach
mehrfacher Erinnerung nicht eingegangen wurde.

Nach nunmehr beinahe zwei Jahren bat der Ausschuss deswegen,
dem Senat die Petition mit der Bitte um Abhilfe zuzuleiten.

Da infolge der Abhilfebitte der Senat die Genehmigung fir die Wer-
beanlage in der beantragten Form auch weiterhin nicht erteilen wollte,
wurde auf Grundlage des § 12 des Gesetzes tiber die Behandlung von
Petitionen durch die Burgerschaft die zustandige Senatorin zur weite-
ren Erérterung in eine Folgesitzung des Petitionsausschusses eingela-
den, zu der die Vertreterin im Amt entsandt wurde. Dort konnte zumin-
dest noch angestoBen werden, dass sich die Staatsratin nochmals tele-
fonisch zu einer Aussprache mit dem Petenten ins Benehmen setzte,
dies ist inzwischen passiert.

9.14. S 20/192

Zuordnung Standort REWE-Markt im Kalmsweg zu Nahverkehrszent-
rum Oslebshausen

Der Petent regte an, den REWE-Markt im Kalmsweg im Zentren- und
Nahverkehrskonzept der Stadt Bremen nicht dem Sonderstandort Sch-
ragestrae, sondern dem Nahversorgungszentrum Oslebshausen zu-
zuordnen. Der REWE-Markt hatte deutlich groBeren raumlichfunktio-
nalen Bezug zum Nahversorgungszentrum Oslebshausen als zum Son-
derzentrum Schragestrae. Der Standort liege nur 20 Meter von der
Grenze des neu geplanten Nahversorgungszentrums entfernt. Der
REWE-Markt wiirde das dortige Angebot der Discounter und des Dro-
geriemarktes ergdnzen und fiir Standortsynergien sowie Austauschbe-
ziehungen sorgen. Wegen der groBziigigen Bahnunterfiihrung wirke
der Bahniibergang auch nicht als Trennung zwischen dem Nahver-
kehrszentrum und dem REWE-Markt. Die jetzige Zuordnung zum Son-
derzentrum Schragestrae unterbinde die weitere Entwicklung oder
Umorganisation des Marktes. Damit stelle die Festlegung einen unzu-
lassigen Wettbewerbseingriff dar. AuBerdem beriicksichtige sie die
vorgesehene Entwicklung des Ortsteils nicht. Die Petition wurde von
570 Personen durch eine Mitzeichnung unterstiitzt.

Der stadtische Petitionsausschuss hatte zu dem Vorbringen des Peten-
ten eine Stellungnahme der Senatorin fir Klimaschutz, Umwelt, Mobi-
litat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau eingeholt. AuBerdem
wurden zwei Ortsbesichtigungen und eine oOffentliche Beratung der
Petition durchgefiihrt. In diesem Rahmen hatten der Petent, das Ress-
ort sowie der Beirat und das Ortsamt Gelegenheit, ihre Positionen aus-
fuhrlich dazulegen.

Der stadtische Petitionsausschuss hat die Angelegenheit sehr intensiv
beraten. Die aktuelle Zuordnung des REWE-Marktes im Kalmsweg
zum Sonderzentrum Schragestralle erfolgte durch die Beschlussfas-
sung der Stadtburgerschaft iber das Zentren- und Nahversorgungs-
konzept. Die Diskussionen mit dem Petenten und dem Stadtteilbeirat
haben dem Ausschuss gezeigt, dass an der Zuordnung nicht festgehal-
ten werden sollte.
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Nach Auffassung des stadtischen Petitionsausschusses sprechen gute
Grinde dafiir, den REWE-Markt im Kalmsweg dem Nahverkehrszent-
rum Oslebshausen und nicht dem Sonderzentrum Schragestrale zuzu-
ordnen. Aus Sicht des Ausschusses ist die bestehende Planungsgrund-
lage eher theoretisch abgeleitet worden, als sich an den realen Gege-
benheiten und dem Kaufverhalten der Menschen zu orientieren. Tat-
sachlich erfolgt die Versorgung der Bevolkerung von Oslebshausen
mit Lebensmitteln seit vielen Jahren durch den noérdlich der Bahn-
trasse gelegenen REWE-Markt am Kalmsweg. Diese Versorgungs-
funktion erstreckt sich auch auf den Bereich siidlich der Bahntrasse.
Entgegen der Auffassung der Senatorin fiir Klimaschutz, Umwelt, Mo-
bilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau hat die Bahnlinie nach
Auffassung des Ausschusses keine trennende Wirkung. Die Eisen-
bahntrasse kann mit einer breiten und hellen Unterfiihrung jederzeit
gequert werden. Sie stellt damit fiir zu Full gehende oder mit dem Rad
fahrende Personen kein Hindernis dar. Somit lasst sich rein tatsachlich
der REWE-Markt am Kalmsweg dem Nahversorgungszentrum Oslebs-
hausen zuordnen. Die Entfernung zu den iibrigen Einzelhdndlern sid-
lich der Bahntrasse ist nicht so weit, dass der Markt demgegenitiber
abgekoppelt wirkt.

Vor diesem Hintergrund erachtete der stadtische Petitionsausschuss
das Anliegen des Petenten, den REWE-Markt im Kalmsweg im Zen-
tren- und Nahverkehrskonzept der Stadt Bremen dem Nahversor-
gungszentrum Oslebshausen zuzuordnen, fiir nachvollziehbar und
unterstiitzenwert. Ohne die Einbeziehung des REWE-Marktes besteht
die Gefahr, durch die geplante Ansiedlung eines Vollsortimenters dem
in unmittelbarer Nahe angesiedelten bestehenden Supermarkt die
wirtschaftliche Grundlage zu entziehen. Nur durch eine Einbeziehung
des REWE-Marktes in die Gesamtbetrachtung lasst sich eine tragfa-
hige Koexistenz zwischen dem bestehenden Markt und dem geplanten
zu errichtenden Markt erreichen.

Da der Senat der Bitte um Abhilfe nicht nachgekommen ist, wurde auf
Grundlage des § 12 des Gesetzes tiber die Behandlung von Petitionen
durch die Burgerschaft die zustdandige Senatorin zur weiteren Erorte-
rung in eine Folgesitzung des Petitionsausschusses eingeladen, zu der
die Vertreterin im Amt entsandt wurde. Der Ausschuss bedauert, dem
Petenten in seinem Anliegen nicht zum Erfolg verholfen zu haben, ob-
wohl er alle Mittel eingesetzt hat, die dem Ausschuss laut Petitionsge-
setz zur Verfiigung stehen.

Es wird gebeten, den Bericht als dringlich zu behandeln.
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752 Berliner Beauftragte
(1 fur Datenschutz
1} und Informationsfreiheit Maja Smoltczyk

Berliner Beauftragte fiir Datenschutz und {nformationsfreiheit
Friedrichstr. 219, 10949 Berlin

Bremische Blrgerschaft

Landtag der Freien Hansestadt Bremen
Der Prasident

Haus der Blurgerschaft

Am Markt 20

28195 Bremen

Datumn: 21. Juli 2021
GeschaftsZ.: 511.1290.6

Sehr geehrter Herr Prasident,

Bezug nehmend auf mein Schreiben vom 8. Januar 2021 teile ich Ihnen mit, dass ich
meine auf Ihren Hinweis eingeleiteten Untersuchungen des Angebots der OpenPetition
gGmbH nunmehr abgeschlossen habe.

Der Sachverhalt stellt sich mir wie folgt dar:

Die Plattform www.openpetition.de versteht sich als zentrale Datenbank fur Petitionen in
Deutschland. Die Plattform ermdglicht es Blirger*innen, eigene Petitionen zu erstellen und
Uber die Plattform Unterschriften von Unterstitzer*innen zu sammeln. Dartber hinaus
werden auch Petitionen, die auf anderen staatlichen Petitionsplattformen veréffentlicht
sind, in die Datenbank aufgenommen, um diese einem breiteren Publikum zugénglich zu
machen. Dabei wird jeweils auf die Ausgangsplattform verlinkt. Von dieser Verdéffentli-
chung sind auch Petitionen betroffen, die als 6ffentliche Petitionen auf der Webseite der
Bremischen Blrgerschaft verdffentlicht sind.

Soweit in jenen Plattformen der Name des Petenten oder der Petentin veréffentlicht ist,
werden diese auch auf www.openpetition.de veréffentlicht. Nach Beendigung einer Petiti-
on oder auf Wunsch der betroffenen Person wird der Name des Petenten oder der Peten-
tin nach Angaben der Betreiberin geldscht.

Sie haben in diesem Zusammenhang datenschutzrechtliche Zweifel gedufert, insbeson-
dere hinsichtlich der Veréffentlichung der Namen der Petent*innen, deren Einwilligung
sich nur auf die Veréffentlichung ihres Namens auf die Veréffentlichung in dem Internet-
auftritt der Bremischen Birgerschaft beziehe.

Nach Uberpriifung des Sachverhalts bin ich zu dem Ergebnis gekommen, dass eine Wei-
terverarbeitung des Klaramens der jeweiligen Petent*innen durch die OpenPetition
gGmbH nicht von der Einwilligung, die die Petent*innen thnen gegenliber zur Datenverar-
beitung erteilen, umfasst ist. Eine solche Weiterverarbeitung ist zur Wahrung der berech-
tigten Interessen der Plattform nach Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO auch nicht erforderlich.
Ich werde das Unternehmen auf die mangelnde Rechtsgrundlage hinweisen und gehe
davon aus, dass es diese rechtswidrige Praxis zeitnah abstellt.

Berliner Beauftragte fiir Telefon: 030 13889-0
Datenschutz und Informationsfreiheit E-Mail:  mailbox@datenschutz-berlin.de
Maja Smoliczyk
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lch weise nochmals darauf hin, dass Gegenstand unserer Prufung allein die Weiterverar-
beitung des Klarnamens der weiteren Petent*innen war, da nur insoweit erkennbar perso-
nenbezogene Daten weiterverarbeitet werden.

Ihre Bedenken hinsichtlich einer irrefihrenden Gestaltung des Angebots in dem Sinne,
dass Nutzer*innen den Eindruck bekommen, alle Petitionen seien Uber die Plattform
selbst erstellt worden, waren daher nicht Gegenstand meiner Untersuchung.

Mit freundlichen, GriiRen

o/
/ 7
N ‘"7(!.

L

M. Smoltc5y




	1860L
	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/1860
	Jahresbericht des staatlichen Petitionsausschusses
	Jahresbericht über die Arbeit des staatlichen Petitionsausschusses nach § 14 des Gesetzes über die Behandlung von Petitionen durch die Bürgerschaft



	Untersuchungsergebnis Datenschutzbeauftragte Berlin (002)

